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Wir kommen jetzt zum Aufruf der Tagesordnungspunkte 2 und 5 

Zweites Gesetz zur Änderung des
Thüringer Gesetzes zur Sicherung
der kommunalen Haushalte
Gesetzentwurf Gesetzentwurf der
Fraktionen der CDU und der FDP
- Drucksache 7/54 - 
ERSTE BERATUNG

und

Thüringer Gesetz für eine kommu-
nale Investitionsoffensive 2020
bis 2024
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE
LINKE, der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/151 - korrigierte Fas-
sung - 
ERSTE BERATUNG

Wünscht jemand aus den Fraktionen der CDU oder der FDP das Wort zur Begründung zu Ihrem gemeinsa-
men Gesetzentwurf? Ja – Herr Abgeordneter Walk, bitte.

Abgeordneter Walk, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, werte Besucher auf der Besuchertri-
büne, CDU- und FDP-Fraktion haben den vorliegenden Gesetzentwurf in Drucksache 7/54 auf den Weg ge-
bracht, um gemeinsam unseren Kommunen kurzfristig, das heißt, schon mit Datum vom 15. März 2020, und
vor allen Dingen unbürokratisch mit einer Investitionspauschale von 168 Millionen Euro unter die Arme zu
greifen.

Fakt ist, den kommunalen Haushalten standen im KFA in der 6. Wahlperiode jährlich weniger Finanzaus-
gleichsmittel zur Verfügung als im Jahr 2014. Damals waren es 2,7 Milliarden Euro, das heißt, einschließlich
des Garantiefonds und einschließlich aller Hilfspakete. Allein bei den Schlüsselzuweisungen hat Rot-Rot-
Grün durch eine Änderung des KFA den Kommunen in den Jahren 2016 bis 2019 insgesamt 276 Millionen
Euro weniger gegenüber dem von der CDU geschaffenen Rechtszustand aus dem Jahr 2015 ausgezahlt.
Unter Berücksichtigung der Steuereinnahmeentwicklung bei Land und Kommunen und der umfassenden
Auswertung des neuen KFA aus dem Jahr 2013 hat die Landesregierung die Chance verpasst, die Kommu-
nen an den eigenen Rekordsteuereinnahmen angemessen teilhaben zu lassen, und bezogen auf das Jahr
2014 hat Rot-Rot-Grün über die Wahlperiode insgesamt gesehen mehr als 5 Milliarden Euro Mehreinnah-

Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 5. Sitzung - 30.01.2020 57

http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=7&DokNum=54&DokArt=Drs
http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=7&DokNum=151&DokArt=Drs
http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=7&DokNum=151&DokArt=Drs


men zur Verfügung. Fakt ist jedoch auch: Die Kommunen bekommen für die eigenen Selbstverwaltungsauf-
gaben über den KFA jetzt weniger als im letzten Jahr der vergangenen Wahlperiode. Und die Investitions-
quote sank mehrjährig auf historische Tiefstände.

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Das ist ausdrücklich falsch!)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, der Freistaat erzielt Rekordüberschüsse – darüber freuen wir uns –,
das Bundesgeld sprudelt – darüber freuen wir uns auch –, aber die Thüringer Kommunen leiden noch immer
unter den Kürzungen der Schlüsselmasse im Kommunalen Finanzausgleich. Es herrscht – und das ist das
traurige Fazit – eine starke Unwucht, wenn auf der einen Seite allein im letzten Jahr 367 Millionen Euro zu-
sätzlich an Steuern eingenommen werden, aber auf der anderen Seite Landesmittel wegen der überborden-
den Bürokratie nicht bzw. nicht rechtzeitig abgerufen werden können. Das ist Fakt, Kollege Hey. Wir wollen
ja diesen Widerspruch auflösen und deswegen wollen wir zusätzliche Haushaltsmittel als Investitionspau-
schale für kreisangehörige Gemeinden, kreisfreie Städte und Landkreise in Höhe eben dieser 168 Millio-
nen Euro zur Verfügung stellen. Und wir sagen: Die Verteilung soll sich an den Investitionsbedarfen der
Kommunen nach dem Verhältnis der gemeindlichen und kreislichen Aufgaben im Kommunalen Finanzaus-
gleich orientieren und die Investitionsbedarfe der kreisangehörigen Gemeinden und kreisfreien Städte wer-
den im Vergleich zu den Landkreisen in einem Verhältnis von 75 zu 25 Prozent anerkannt.

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Sie stellen doch den KFA infrage!)

Um diesen Bedarfen insgesamt Rechnung zu tragen, wird der Gesamtbetrag der Investitionspauschale auf
rund 168 Millionen Euro festgesetzt. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, das kann nach unserer festen Überzeugung allerdings nur der erste
Schritt sein. Der zweite notwendige Schritt ist die grundlegende Reform des KFA insbesondere mit Hinblick
auf die stetig anwachsenden Sozialausgaben.

(Beifall CDU)

Die Finanzierung der kommunalen Familie muss dauerhaft und auf solide Füße gestellt werden. Kommunen
sind an den Rekordeinnahmen des Landes im Sinne einer gelebten Partnerschaft zu beteiligen und Bundes-
zuweisungen sollen nicht im KFA versickern, sondern sollen an die Kommunen durchgereicht werden. Das
haben wir zugesagt und daran halten wir uns. Fazit für den ersten Teil: Unser heutiger Vorschlag soll zeitnah
und unbürokratisch Investitionen für die Kommunen ermöglichen. Und ich bedanke mich bei der FDP-Frak-
tion für die gute Zusammenarbeit im Sinne unserer kommunalen Familie. Danke.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marx:

Für die Begründung des gemeinsamen Gesetzentwurfs aus den Fraktionen Die Linke, der SPD und Bündnis
90/Die Grünen erhält Abgeordneter Hey das Wort.

Abgeordneter Hey, SPD:

Frau Präsidentin, vielen Dank. Meine sehr geehrten Damen und Herren, am 27. Oktober des letzten Jahres
wurde gewählt und wir haben das vorhin ja schon in mehreren Debatten mitbekommen – der Wähler hat uns
eine ziemliche Rätselaufgabe auf den Tisch gelegt.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Der hat Ihnen eine Klatsche gegeben, links und rechts!)
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Na ja, nur die Ruhe, Herr Möller, nur die Ruhe. Ich bin bei der Einbringung und nachher wische ich auch bei
Ihnen noch mal feucht nach. 

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Heiterkeit CDU)

Ich finde, dass der Wähler uns also eine ziemliche Aufgabe, eine Rätselaufgabe gegeben hat, weil es eben
keine Mehrheiten mehr im Parlament im herkömmlichen Sinne gibt. Die einen – vorhin habe ich es wieder
gehört – haben getönt, Rot-Rot-Grün sei abgewählt. Das sagen immer die, die selber auch keine eigene
Mehrheit gegen Rot-Rot-Grün zustande bringen – das ist immer ganz witzig –. Aber es ist ja tatsächlich so,
und dass wir jetzt momentan natürlich in einer Situation sind, in der eben genau im Parlament bestimmte
Dinge deswegen auch anders behandelt, auch anders untereinander abgestimmt werden müssen, das ist –
glaube ich – uns allen mittlerweile klar. Ein sehr schönes Beispiel sind die beiden Gesetzentwürfe, die jetzt in
den Tagesordnungspunkten 2 und 5 behandelt werden. Wir haben es eben schon bei der Einbringungsrede
des Herrn Kollegen Walk gehört: Die Fraktionen der CDU und der FDP haben einen Antrag zur Unterstüt-
zung der kommunalen Familie mit investiven Mitteln von einmalig 168 Millionen Euro eingebracht. Auf Initia-
tive der SPD-Fraktion hat sich dann Rot-Rot-Grün hinter einem weiteren Gesetzentwurf, der im Tagesord-
nungspunkt 5, also jetzt hier gemeinsam mit dem der CDU und FDP behandelt wird, versammelt und da soll
behandelt werden, dass wir zunächst einmal fünfmal 100 Millionen Euro, und zwar in Jahresscheiben bis
2024, also bis zum Ende der Legislatur, ausreichen wollen. Wir freuen uns sehr, dass der Gemeinde- und
Städtebund dieses Vorhaben bereits begrüßt hat. Wir hatten bereits bei der Versammlung des Landkreista-
ges Mitte Dezember auch die Gelegenheit, diese Idee vorzustellen. Auch dort ist sie auf große Gegenliebe
gestoßen. 

Wie es nun aber dazu kommt, dass unser Gesetzentwurf nicht in der Form fünfmal 100 Millionen Euro, son-
dern jetzt in dieser Form 568 Millionen Euro vorliegt und wieso die Vorzüge unseres Gesetzentwurfs etwas
sind, womit wir hier im Plenum werben wollen, und warum darüber im Vorfeld eigentlich keiner mit uns reden
wollte, das alles verrate ich Ihnen, wenn ich dann generell zum Tagesordnungspunkt rede, weil das hier nur
die Einbringung war. In diesem Sinne: Bleiben Sie dran, ich bin in Kürze wieder hier. Vielen Dank.

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Diese beiden Tagesordnungspunkte werden unter Berücksichtigung des Verlangens der Fraktion der CDU,
den Tagesordnungspunkt 2 in einfacher Redezeit zu beraten, insgesamt in eineinhalbfacher Redezeit bera-
ten. Deswegen eröffne ich nun die gemeinsame Aussprache und gebe als erstem Redner Abgeordneten Bi-
lay von der Fraktion Die Linke das Wort. 

Abgeordneter Bilay, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin zunächst froh darüber, dass wir gleich zu
Beginn dieser Legislaturperiode ein so wichtiges kommunalpolitisches Thema hier auf der Tagesordnung ha-
ben, weil damit die Chance besteht, die erfolgreiche Kommunalpolitik der letzten fünf Jahre auch wirksam
und nahtlos fortzusetzen. 

(Beifall DIE LINKE)
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Herr Walk, ich finde es ja schon erstaunlich, wenn Sie sich hier als Kommunal- und Finanzexperte hinstellen.
Nach meiner Erinnerung sind Sie ja im Eisenacher Stadtrat nicht mal mehr im Haupt- und Finanzausschuss.
Sich hier dann hinzustellen und so zu tun, als würden Sie …

(Zwischenruf Abg. Walk, CDU: Sie sind gar nicht im Stadtrat!)

Ja, das hat auch Kunde, das wissen Sie. Wenn Sie mit mir über die Kommunalordnung und darüber reden
wollen, dass auch Verwaltungsmitarbeiter künftig im Stadtrat sitzen dürfen, so wie es in der vorläufigen Kom-
munalordnung bis 1994 in Thüringen auch mal galt, dann können wir das gerne tun. Aber ich will mit dieser
falschen Erzählung endlich aufräumen, dass Sie sich hier ständig hinstellen und wiederholen, dass Rot-Rot-
Grün in den letzten fünf Jahren die Zuweisungen an die kommunale Ebene gekürzt hätte. Das stimmt aus-
drücklich nicht. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und da empfehle ich Ihnen einfach mal einen Blick auf die Zahlen. Ich meine, dass die CDU Probleme mit
Zahlen und Mengenlehre hat, das haben wir ja gestern mehrfach gehört – vielleicht konnten Sie ja über
Nacht das Spielzeug von Frau Lehmann inzwischen mal auspacken und damit üben –, aber Sie müssen ein-
fach mal zur Kenntnis nehmen, dass die Kommunen in Thüringen im Jahr 2019, im letzten Jahr, 1,2 Milliar-
den Euro mehr zur Verfügung gehabt haben als 2014, dem letzten Jahr, in dem die CDU in Thüringen an
einer Regierung beteiligt gewesen ist. Und diese 1,2 Milliarden Euro speisen sich zum einen aus eigenen
Steuermehreinnahmen in Höhe von 460 Millionen Euro und zusätzlich aus höheren Landeszuweisungen in
Höhe von 730 Millionen Euro. 

Ihr Problem, und das haben Sie eben auch noch mal deutlich gemacht, ist, Sie gucken einseitig nur auf die
Schlüsselzuweisungen. Der Kommunale Finanzausgleich ist aber komplexer. Der besteht nämlich nicht nur
aus den Schlüsselzuweisungen. Sie wissen ja, dass die Schlüsselzuweisung nur die Differenz zwischen dem
errechneten Bedarf und den tatsächlichen eigenen Steuereinnahmen ausgleicht, und das auch nicht voll-
ständig, sondern diese Differenz wird nur zu 80 Prozent ausgeglichen. Und unter sonst gleichen Bedingun-
gen ist es eben so, wenn die kommunalen Steuereinnahmen um 460 Millionen Euro steigen, dass in der Fol-
ge dessen die Schlüsselzuweisungen sinken. Aber Rot-Rot-Grün hat das eben nicht einfach so zur Kenntnis
genommen, sondern hat die sonstigen Landesmittel um 730 Millionen Euro erhöht. Und das führt nämlich
am Ende dazu, dass die Kommunen im letzten Jahr 1,2 Milliarden Euro mehr zur Verfügung gehabt haben.
Was Sie auch verschwiegen haben, wenn Sie den KFA thematisieren: Sie dürfen nicht nur die Schlüsselzu-
weisungen an sich anschauen, sondern Sie müssen auch zur Kenntnis nehmen, dass die kommunalen Mit-
tel zugunsten des Mehrbelastungsausgleichs umgeschichtet worden sind. 

Aber ich will Ihnen ja eine Brücke bauen. Wenn Sie Ihr Gesetz als Anlass nehmen wollen, um mit uns bei-
spielsweise im KFA die Bedarfsermittlung neu zu diskutieren, dann lade ich Sie recht herzlich dazu ein. Rot-
Rot-Grün hat im Koalitionsvertrag dazu eine entsprechende Zielstellung formuliert, dass wir uns diesem The-
ma also sehr intensiv annehmen wollen, und wenn Sie zusammen mit uns und den kommunalen Spitzenver-
bänden in die Debatte einsteigen wollen, dann würde mich das freuen. Ich würde mich auch freuen, wenn
wir endlich aus dieser ständig wiederkehrenden periodischen Diskussion zum Grundsatz beim KFA raus-
kommen würden, weil am Ende die Kommunen dadurch nur verunsichert werden. Was wir aber brauchen,
ist Berechenbarkeit und Verlässlichkeit. Und wenn wir einen gemeinsamen Grundkonsens schaffen würden,
über fünf Jahre und darüber hinaus den Kommunalen Finanzausgleich nicht ständig neu zu diskutieren, wä-
re ich Ihnen ausdrücklich dankbar.
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Ihr Gesetz von CDU und FDP enthält – darauf ist Herr Hey eben schon kurz eingegangen – eine Schwäche.
Sie reagieren nämlich nur auf eine ständig wiederkehrende Forderung, indem Sie einmalig 168 Millionen in
den Raum werfen. Das ist aus meiner Sicht kein wirklich durchdachtes Konzept und hat schon gar nichts mit
einem eigenen Gestaltungsanspruch zu tun. Deswegen ist es aus meiner Sicht folgerichtig, dass wir, weil wir
ein Konzept haben, vorschlagen, diese Mittel über die gesamte Legislaturperiode zu verstetigen, weil damit
Planungssicherheit auf kommunaler Ebene hergestellt wird.

(Beifall DIE LINKE)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, niemand bezweifelt den Investitionsbedarf auf kommunaler Ebe-
ne. Es gibt unbestritten extreme Nachholebedarfe, aber ich will auch deutlich sagen: Wenn wir hier über
168 Millionen von Ihnen oder 568 Millionen von Rot-Rot-Grün reden, dann dürfen Sie nicht so den Eindruck
erwecken, als würden die Kommunen nicht investieren. Wenn Sie durch das Land fahren, sehen Sie überall
Baustellen, das sind kommunale Investitionen. Wir reden über zusätzliche Investitionsmittel, es sollen zu-
sätzliche Investitionen angereizt werden, die müssen am Ende auch tatsächlich kommen. Da empfinde ich
es als befremdlich, wenn beispielsweise einzelne Landräte sagen, sie freuen sich über das Geld, weil sie
damit ihre Investitionen, die sie ohnehin schon geplant haben, abfinanzieren können, sich damit Spielräume
im Verwaltungshaushalt schaffen und dann die Kreisumlage senken können und damit einer Debatte in ihren
Kreistagen aus dem Weg gehen, weil das dort offensichtlich keine Mehrheit findet. Da muss ich deutlich sa-
gen: Nein, das wollen wir nicht. Wir wollen mit den zusätzlichen Investitionsmitteln auch tatsächlich zusätzli-
che Investitionen in den Kommunen sehen. Und damit wir das sehen, haben wir in unseren Gesetzentwurf
eine Evaluationsklausel geschrieben, indem wir vorschlagen, dass wir im Abstand von jeweils zwei Jahren
überprüfen wollen, was mit dem Geld geschehen ist. Damit sorgen wir für Transparenz im politischen Han-
deln im gesamten politischen Raum und wir machen es auch für die Einwohnerinnen und Einwohner deut-
lich, was mit ihren Steuergeldern vor Ort konkret geschehen ist.

(Beifall DIE LINKE)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei aller Unterstützung für das Ansinnen, den Kommunen mehr
Geld zu geben – und ich bin ausgesprochener Kommunalpolitiker und freue mich auch darüber, dass wir of-
fensichtlich hier einen Grundkonsens haben –, müssen wir auch zur Kenntnis nehmen, dass die Kommunen
tatsächlich Probleme haben, diese Mittel abzurufen. Da mag es, Herr Walk, bürokratische Hemmnisse ge-
ben, das will ich gar nicht bestreiten, darüber kann man reden, wie man das auch weiter vereinfachen kann.
Aber wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass die Kommunen gar nicht über ausreichend Kapazitäten verfü-
gen, diese Mittel auch tatsächlich umzusetzen, weil die entsprechenden Planer und Fachleute in den Verwal-
tungen gar nicht mehr vorhanden sind und diese auch voll ausgelastet sind und selbst die Planungsbüros,
die teilweise diese Aufgabe übernehmen würden, gar nicht über die entsprechenden freien Kapazitäten ver-
fügen. Selbst wenn eine Kommune dazu gekommen ist, noch eine Planung auf den Weg gebracht zu haben,
muss sie erst mal eine Baufirma finden, die in der Lage ist, ein Angebot abzugeben, die über freie Kapazitä-
ten verfügt. Die kommunale Erfahrung ist doch, dass ein Großteil von Ausschreibungsverfahren aufgehoben
werden muss, weil es gar keine Angebote mehr gibt oder die Baufirmen ein sogenanntes Abwehrangebot
anbieten, wo die Preise so astronomisch hoch kalkuliert sind, dass sie davon ausgehen, sie kriegen den Zu-
schlag ohnehin nicht, wollen aber wenigstens mal wieder in der Verwaltung gelistet werden.

Liebe Damen und Herren, da müssen wir also auch schauen, wie wir damit umgehen. Von daher ist es ein
wirklich kluger Schachzug, dass wir vorschlagen, dass die Mittel nicht in diesem Jahr oder in den jeweiligen
Jahren vollständig ausgegeben werden müssen, so wie es Ihr Gesetzentwurf nämlich vorsieht, sondern dass
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die Kommunen das ansparen können, in die Rücklage überführen können, damit auch in Folgejahren dann
größere Investitionsvorhaben realisieren können oder aber für Zeiten, in denen vielleicht die Konjunktur ab-
schwächt, eine Vorsorge getroffen haben und sich ein Polster für andere Investitionen aufgebaut haben.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Plötner, DIE LINKE: Ein sehr guter Vorschlag!)

Und, meine sehr verehrten Damen und Herren, Ihr Vorschlag geht auch in anderen Punkten nicht weit ge-
nug, da sich gerade die Kommunen, die besonders hohe Investitionsbedarfe haben, die finanzschwach sind,
die Not leidend sind, die gegebenenfalls von Bedarfszuweisungen abhängig sind, mit der Gefahr konfrontiert
sehen, dass die Zuweisungen, die wir hier jetzt diskutieren, gegebenenfalls mit künftigen Bedarfszuweisun-
gen verrechnet werden. Es wäre grober Unfug, wenn wir es zulassen würden, dass in den Kommunen, die
unbestritten die enormsten Investitionsbedarfe haben – Herr Walk, dazu lade ich Sie ein, sich im Interesse
von Eisenach auch da für unseren Vorschlag starkzumachen –, eine solche Verrechnung mit den Bedarfszu-
weisungen nicht erfolgt. Das wäre tatsächlich grober Unfug.

(Beifall DIE LINKE)

Und eine zweite Maßnahme: Herr Walk, ich gehe davon aus, dass Sie dann unseren Gesetzentwurf unter-
stützen. Sie wissen das. Gerade diesen Kommunen, die eben nicht mehr kreditfähig sind, weil sie in einer
spezifischen Haushaltslage sind, wollen wir die Möglichkeit geben, dass sie insbesondere für rentierliche In-
vestitionen diese Kredite aufnehmen dürfen, die dann gegebenenfalls auch als Eigenmittelersatz für Förder-
programme und Ähnliches dienen können, wenn es sich beispielsweise um rentierliche Investitionen handelt.
Damit können die Kommunen in die Lage versetzt werden, einen großen Wurf zu meistern und gleichzeitig
nachhaltige Zukunftsinvestitionen auf den Weg zu bringen, wenn es sich bei rentierlichen Maßnahmen bei-
spielsweise um energetische Maßnahmen handelt, in der Energieeinsparung usw. usf., wodurch dann auch
in den Folgejahren Betriebs- und Unterhaltungskosten deutlich und spürbar nachhaltig gesenkt werden kön-
nen – also eine Vielzahl, eine ganze Palette von Maßnahmen, wo wir als Rot-Rot-Grün dankenswerterweise
den Vorschlag von CDU und FDP aufgegriffen haben. Aber es war eben auch erforderlich, an einer ganzen
Reihe von Punkten Ihren Vorschlag weiter zu qualifizieren. Dazu haben wir einen entsprechenden Vorschlag
unterbreitet.

Insofern freue ich mich auf die Beratung beider Gesetzentwürfe im Innen- und Kommunalausschuss und se-
he dem mit Freude entgegen. Wir haben ja morgen die Sondersitzung. Das haben wir schon beschlossen,
um möglichst schnell in die Diskussion mit den kommunalen Spitzenverbänden kommen zu können. Auf die-
se Debatten freue ich mich. Insofern, Frau Präsidentin, darf das als Antrag verstanden werden, den Gesetz-
entwurf federführend an den Innen- und Kommunalausschuss und zur Mitberatung an den Haushalts- und
Finanzausschuss zu überweisen. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Als nächstem Redner erteile ich Abgeordneten Laudenbach von der AfD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Laudenbach, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Gäste, ich habe gerade fest-
gestellt, dass oben auf der Tribüne mehr sitzen als hier unten. Vielen Dank, dass Sie da sind.
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(Beifall AfD)

Der Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und FDP zur Änderung des Thüringer Gesetzes zur Sicherung
der kommunalen Haushalte und die Reaktionen hierauf lassen Thüringen hinsichtlich der finanziellen Aus-
stattung seiner Kommunen in der Öffentlichkeit einem Basar gleichkommen. Ich weiß nicht, ob Sie sich alle
noch an die Presse von Anfang Dezember erinnern: Da kamen zuerst die FDP und die CDU mit einem Vor-
schlag von 168 Millionen Euro. Zwei Tage später kam sofort die SPD und brachte einen Vorschlag mit fünf-
mal 100 Millionen Euro. Erstaunlich ist, dass die beiden Parteien, die den stärksten Aderlass bei den Land-
tagswahlen am 27.10. hinnehmen mussten, jetzt das Geld in die Hand nehmen, was sie eigentlich fünf Jahre
lang hätten verteilen können.

(Beifall AfD)

So frage ich Sie, verehrte Kolleginnen und Kollegen von den Noch-Regierungsfraktionen, was Sie in den
vergangenen fünf Jahren in diesem Hohen Haus gemacht haben.

(Zwischenruf Abg. Plötner, DIE LINKE: Viel Gutes!)

Jetzt mit 568 Millionen Euro für die Kommunen in den nächsten fünf Jahren aufzuwarten, wird Ihnen das
Wahlergebnis nicht zurückbringen. Auch wir sind seit Juni dieses Jahres in den Thüringer Kommunalparla-
menten vertreten

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Leider!)

und haben dort erkennen müssen, dass die Aufgabenzuständigkeit der Kommunen und deren Ausfinanzie-
rung einer grundlegenden Reform bedürfen. Es kann doch nicht sein, dass die kreisfreien Städte und Land-
kreise 50 und mehr Prozent ihrer Verwaltungshaushalte zur Finanzierung von Sozialleistungen aufwenden
müssen, denen eine sehr spärliche Gegenfinanzierung von Bund und Land gegenübersteht. Dort werden bis
einschließlich 2024 mehr als 568 Millionen Euro benötigt, verehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall AfD)

Aber auf diesem Auge waren Sie offenbar blind. Warum haben die bisherigen Landesregierungen an den
eingefahrenen Gleisen des Kommunalen Finanzausgleichs festgehalten und sind dafür nicht neue Wege ge-
gangen? Ich will es Ihnen sagen: weil es bequemer für sie war. Damit kann man aber nicht das Land und
seine Menschen gewinnen. Denn sie messen Thüringen an den Gemeinden, Städten und Landkreisen, da,
wo sie wohnen, in ihrer Heimat. Wir werden bei der Finanzierung unserer Kommunen in den nächsten fünf
Jahren neue Wege gehen, was ich Ihnen jetzt schon versprechen kann.

Warum kennt Thüringen eigentlich als einziges deutsches Bundesland kein Konnexitätsprinzip bei Pflichtauf-
gaben seiner Kommunen im eigenen Wirkungskreis?

(Beifall AfD)

Warum wird die Sozialleistungserbringung nicht im Freistaat Thüringen organisiert und vollständig ausfinan-
ziert? Warum ist im Thüringer Finanzausgleichsgesetz nicht eine feste prozentuale Beteiligung der Kommu-
nen an den Landeseinnahmen geregelt? Wäre dies alles erfüllt, müsste man in diesem Hohen Haus nicht
um die angemessene finanzielle Ausstattung unserer Kommunen feilschen. 

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Sie kennen das Verfassungsurteil von 2005?!)

(Beifall AfD)
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Wegen Ihrer, von den Noch-Regierungsfraktionen mit offenen Augen verdrängten, chronischen Unterfinan-
zierung müssen wir unseren Kommunen dauerhafte Hilfe geben. So werden wir einer nachhaltigen finanziel-
len Ausstattung unserer Kommunen in einem neu aufgelegten Kommunalen Finanzausgleich die Mehrheit
verschaffen. Der von den Noch-Regierungsfraktionen vorgelegte Gesetzentwurf reicht – außer zu Populis-
mus, einer Neuverschuldung der Kommunen und Abkehr vom geltenden kommunalen Haushaltsrecht – da-
für nicht aus.

(Heiterkeit SPD)

Wir fordern Nachhaltigkeit und werden in einem ersten Schritt den Gesetzentwurf von CDU und FDP mit
168 Millionen Euro für unsere Kommunen im Jahr 2020 unterstützen, wobei hier allerdings noch mehr Hand-
lungsfreiheit für diese bei der Verwendung der Mittel vorzusehen ist. Daran anschließend muss eine grundle-
gende Reform des Kommunalen Finanzausgleichs ab dem Jahr 2021 erfolgen, wo die verbleibenden rund
400 Millionen Euro des Gesetzentwurfs gleichwohl nachhaltig aufgehoben sind. Ich danke Ihnen vielmals.

(Beifall AfD)

Die Überweisung an den Innen- und Kommunalausschuss und an den Haushalts- und Finanzausschuss. 

Vizepräsidentin Marx:

Okay, war schon beantragt. Dann auch von Ihnen. Als nächstem Redner erteile ich dem Kollegen Raymond
Walk von der CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Walk, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, werte Besucher auf der Besuchertri-
büne, lassen Sie mich mit dem Positiven beginnen. Ich denke, wir sind uns da eins, das haben die Wortbei-
träge eben deutlich gemacht, wir wollen, dass die Kommunen mehr Geld bekommen. Das Geld haben sie
auch dringend nötig.

(Beifall SPD, FDP)

Wir wollen, dass dieses Geld unbürokratisch und zeitnah auch dort ankommt, wo es hingehört, und so weit,
so gut. Ich finde es ja gut, Herr Kollege Hey – ich sage noch was dazu, weil ich mir vorstellen kann, was Sie
in Ihrer Rede noch anbringen werden. 

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Das wird schön!)

Ja, ich finde die Einladung von Ihnen gut. Ich finde auch die Einleitung gut, dass das Wahlergebnis eben ist,
wie es ist und dass wir jetzt hier im parlamentarischen Raum die besten Lösungen finden müssen. Das ist
schwierig, aber es ist zu machen. Die Einladung von Ihnen nehme ich gerne an. Stellvertretend mit allen an-
deren Fraktionen. Ich will dazu sagen, Sie spielen darauf an, dass Sie uns im Vorfeld eingeladen haben, so-
zusagen im außerparlamentarischen Bereich, und wir haben das abgelehnt. Das stimmt. Aber jetzt ist es da,
wo es hingehört und wir werden selbstverständlich sehr gern mit Ihnen darüber reden, wie wir gemeinsam
zumindest den zweiten Teil, den Sie in Ihrem Gesetzentwurf ansprechen, gemeinsam so gestalten können,
dass es für die Kommunen gut wird. 

(Beifall CDU, FDP)

Im ersten Teil, das ist ja unser Gesetzentwurf, denke ich, dass wir keinen Dissens haben. Weil, Sie haben
das ja eins zu eins – bis auf einen Satz, dass die nicht abgeforderten Mittel in die Rücklagen fließen können
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– wortgleich übernommen. Insofern mache ich da schon mal gedanklich einen Haken dahinter. Da werden
wir uns schnell einigen. Der zweite Bereich, nämlich die Jahre 2021 bis 2024, denke ich, den kriegen wir
gemeinsam hin, denn Sie haben richtigerweise auf die hohe Bedeutung auch der kommunalen Spitzenver-
bände hingewiesen. Sie waren bereits im Gespräch, ich war mit denen auch im Gespräch. Meine Fraktion
wird den Weg gemeinsam mit Ihnen so gehen, dass es für alle erfolgreich sein wird.

Jetzt steige ich wieder ein: Hinter Artikel 1 Ihres Gesetzentwurfes habe ich – wie eben bereits beschrieben –,
einen positiven Haken gemacht, aber mit Artikel 2 des Gesetzentwurfs beginnt dann unser Dissens, den wir
ja gemeinsam auflösen wollen. Und, Sie ändern ja für die Jahre 2021 bis 2024 die Voraussetzungen für die
Investitionspauschale. Das ist der wesentliche Unterschied zu unserem Gesetzentwurf, unabhängig von dem
Finanzvolumen. Sie wollen nicht mehr frei verfügbare, sondern zweckgebundene Investitionspauschalen
ausgeben und zudem soll das Geld nur für zusätzliche Investitionen in eng umfassten Bereichen fließen. In-
vestitionen, so steht es in ihrem Entwurf, 

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Na ja, eng umfasst kann man jetzt nicht sagen, Herr Walk!)

in Bildung, Brand-, Katastrophenschutz, Klimaschutz, Kultur, Mobilität und digitale Infrastruktur sind selbst-
verständlich begrüßenswert, aber dass Sie es zweckgebunden machen wollen, das wollen wir eben nicht.
Alles, was zweckgebunden ist, ist mit einem bürokratischen Aufwand verbunden. Auch das wollen wir nicht. 

(Beifall CDU, FDP)

Ich stelle die Frage: 

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Es geht um Aufgabenbereiche!)

Warum wollen Sie eigentlich die Verwendung einschränken? Ich denke, das ist nicht im Sinne der kommuna-
len Familie. Sie haben auch einen engen Draht dorthin und Sie wissen, wie deren Meinung dazu aussieht.
Mit diesem Vorschlag, man kann es nicht anders sagen, werden die Kommunen am goldenen Zügel geführt.
Das mag ja aus Sicht des einen oder anderen Landespolitikers durchaus nachvollziehbar sein. Dennoch, die
kommunale Selbstverwaltung stärkt es jedenfalls nicht. 

(Beifall FDP)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Dafür gibt es ja den KFA!)

Ein weiteres Problem ist, dass mit Ihrem Vorschlag kein Euro mehr in den Verwaltungshaushalt fließt. Wir
haben es eben gehört, das ist auch nicht vorgesehen, auch nicht beabsichtigt. Wir haben da eine andere
Auffassung und, liebe Kollegen von Rot-Rot-Grün, wenn ich es auf den Punkt bringen will, Ihr Vorschlag ist
aus unserer Sicht nicht nachhaltig genug. Das ist keine verlässliche Politik, es ist auch keine Konsolidierung
und es ist nicht die Hilfe, die die Kommunen zu Recht von uns erhoffen. 

(Beifall AfD, CDU, FDP)

Nicht nur, dass Ihr Gesetzentwurf wieder mal Ihr Misstrauen gegenüber der kommunalen Familie widerspie-
gelt, vielleicht nicht jede einzelne Fraktion, aber Sie haben den Gesetzentwurf gemeinsam vorgelegt, deswe-
gen müssen Sie sich auch gemeinsam dieser Verantwortung stellen. Ich weiß auch, dass es interne Diskus-
sionen gab, dass das nicht so einheitlich ist, wie es dann in Druckform heute vor uns liegt, aber es nutzt ja
alles nichts, wir müssen jetzt das Beste daraus machen. Aber Sie widersprechen sich ja als Rot-Rot-Grün
selbst in ihrem Koalitionsvertrag. Dort haben Sie sich nämlich gegenseitig versprochen – ich zitiere –, „die
Finanzbeziehungen zwischen Kommunen und Land wesentlich im Rahmen des Kommunalen Finanzaus-
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gleichs zu regeln. Sonderzuweisungen und gesonderte Finanzprogramme außerhalb des Kommunalen Fi-
nanzausgleichs stellen dabei kein geeignetes Instrumentarium zur Sicherung der Finanzen in den Gemein-
den, Städten und Landkreisen dar.“ 

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Das ist doch richtig! Nein, eine Investitionspauschale für zusätz-
liche Investitionen!)

Aber genau das wollen wir ja hier machen. Wir wollen zusätzliches Geld für die Kommunen und ich bin zu-
versichtlich, dass wir das auch hinbekommen. 

Ich will gern nochmals betonen, über die schlechte finanzielle Lage der Kommunen streiten wir uns nicht,
das habe ich bisher herausgehört. Darin stimmen wir überein, aber Sie wollen die Zielrichtung des Kommu-
nalen Finanzausgleichs evaluieren – ich habe ja den Koalitionsvertrag angesprochen – und bei Bedarf neu
ausrichten. Da sagen wir: Das wollen wir nicht. Wir wissen, dass der KFA dringend überarbeitet werden
muss und wir haben versprochen, das werden wir auch angehen. 

(Beifall AfD, CDU, FDP)

Denn wir wollen die Finanzierung der Kommunen langfristig auf solide Grundlage stellen. Kommunen sind
eben keine Bittsteller, sondern sie haben einen Anspruch auf auskömmliche Finanzierung im Rahmen der
kommunalen Selbstverwaltung. Was nützen denn alle Investitionsprogramme, wenn den Kommunen das
Geld für Wartung und Erhaltung fehlt. Das ist ein Punkt, den wir bisher noch gar nicht angesprochen haben.
Wir hatten Anfang der 90er-Jahre riesige Milliardeninvestitionen mit Konjunkturprogrammen, die auch un-
kompliziert angeschoben wurden und auch liefen, aber diese Investitionen von damals in Brücken, in
Schulen, in Hallen, die sind jetzt eben 30 Jahre alt und jetzt müssen wir uns gemeinsam Gedanken machen,
wie wir denn diese Objekte, die Straßen und das, was ich angesprochen habe, auch unterhalten. Dafür brau-
chen die Kommunen das Geld, was sie von uns gemeinsam bewilligt bekommen sollen. 

Ich will noch etwas zur Frage des KFA sagen. Neben der nachvollziehbaren Ermittlung der Finanzaus-
gleichsmasse müssen wir beispielsweise über die Art und Weise der KFA-Fortschreibung entsprechend des
Thüringer Partnerschaftsgrundsatzes sprechen. Wir müssen darüber reden, wie wirksame Maßnahmen zur
Begrenzung der Umlagenbelastung auf den Weg gebracht werden können. Wir müssen über die Stärkung
der finanziellen Eigenverantwortung reden. Wir müssen über die Neuordnung auch der Kita-Finanzierung
sprechen oder auch – und das ist besonders wichtig – über die Refinanzierung sozialer Leistungen. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, der KFA muss nachvollziehbar und überprüfbar werden und nicht
zuletzt müssen wir die Benachteiligung kleiner Gemeinden, das ist auch noch nicht zur Sprache gekommen,
aber auch die Verschiebung in der Hauptansatzstaffel thematisieren, besprechen und letzten Endes regeln. 

(Beifall CDU)

Wir glauben, dass die Kommunen zur Regelung ihrer eigenen Belange selbst in der Lage sind. Deshalb wer-
den wir um Mehrheiten zur Reform des KFA ringen und das gemeinsam mit den kommunalen Spitzenver-
bänden. Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich will das Ganze noch mal in vier Punkten zusammenfas-
sen. 

Ich stelle erstens fest, dass wir hier keinen Dissens darin haben, dass unsere Kommunen mehr Finanzmittel
gehören. Das wollen wir gemeinsam auf den Weg bringen. Allerdings – ich habe es angesprochen – besteht
zweitens Dissens und keine Einigkeit darin, wie wir diesen Weg gehen. Zumindest der Weg ab 2021 bis
2024 ist noch offen. Die Zweckgebundenheit und die Auflagen, also das Anlegen von goldenen Zügeln, er-
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scheinen uns nicht der richtige Weg. Dritter Punkt und das ist ein ehrliches Angebot, Herr Hey, ich habe es
eben schon gesagt: Wir wollen diesen Dissens in den Ausschüssen auflösen, da gehört es hin. Vierter
Punkt: Mittelfristig wollen wir – und zwar in dieser Legislatur – den KFA neu ausrichten. 

Die CDU-Fraktion, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wird für die Überweisung beider Gesetzentwürfe
stimmen. Ich hoffe auf eine zügige und zielführende Beratung im Interesse der kommunalen Familie. Herz-
lichen Dank.

(Beifall CDU, FDP)

Vizepräsidentin Marx:

Als nächster Redner erhält Abgeordneter Hey, SPD-Fraktion, das Wort.

Abgeordneter Hey, SPD:

Frau Präsidentin, vielen Dank. Meine sehr geehrten Damen und Herren und liebe Besucherinnen und Besu-
cher auf der Tribüne! Ich glaube, was uns alle eint, Herr Walk und auch alle anderen Vorredner: Die Kommu-
nen brauchen Geld für weitere Investitionen – unbestritten. Ich finde das ja spannend, wie auch der Vorred-
ner der AfD immer wieder hineinvermengt, was mit dem KFA passieren müsste. Das alles ist ja eine Extra-
baustelle, die wir uns natürlich zusätzlich auch noch in den kommenden fünf Jahren vornehmen müssen.
Gar keine Frage.

Aber abseits von der nominellen Ausstattung der kommunalen Familie durch den Kommunalen Finanzaus-
gleich, durch dieses große Regelwerk, machen wir jetzt den Vorschlag, dass wir außerhalb dieses KFA eine
Investitionsoffensive für fünf Jahre – die Sie so schlecht nicht finden, Herr Walk, ich habe das eben zumin-
dest aus Ihrem Redebeitrag so mit wahrnehmen können – starten. Genau so ist auch der Passus in unse-
rem Koalitionsvertrag zu verstehen, dass wir weg wollen von diesen ständigen Sonderinvestprogrammen,
die dann fast wie eine Art Entschuldigung quasi ausgeschüttet wurden seitens der Koalitionsfraktionen in
den letzten Jahren und unter anderem auch von 2009 bis 2014. Wir haben genügend Rettungspakete auch
noch unter Schwarz-Rot geschnürt. Das ist eben der Paradigmenwechsel von Ihrem Gesetzentwurf zu unse-
rem. Das ist es, was ich im Grunde bei der Debatte ein bisschen rauszuhalten versuche. Klar müssen wir
uns über den KFA unterhalten, aber eben jetzt im Moment erst mal über diese beiden Gesetzesinitiativen,
die hier vorliegen.

Ich will mal zu unserer Idee – vorhin bei der Einbringung habe ich schon versucht, das ein bisschen anzutex-
ten – sagen, woher das eigentlich kommt. Wir haben gesagt: Weg vom üblichen Verfahren, das CDU und
FDP sicherlich auch berechtigterweise zu beschreiten versuchen, indem gesagt wird, für einmalige Zwecke,
ein Mal für das Jahr 2020, schütten wir die 168 Millionen Euro aus. Sie haben vorhin bei der Einbringung
und auch jetzt noch mal ganz kurz angetextet, wie es überhaupt zu dieser Summe kam, mit welchem Vertei-
lungsschlüssel, nach welcher Systematik Sie das gemacht haben. Wir sagen: Nehmt fünf Mal 100 Millionen
Euro und gebt von Beginn an, von 2020 bis 2024, also bis zum Ende der Legislatur diese Summe in Jahres-
scheiben an die Kommunen. Das hat folgende Vorteile: Zum einen, es besteht eine gewisse Planbarkeit. Die
Kommunen wissen erstens sehr genau, welche Summe insgesamt zur Verfügung steht. Zweitens haben sie
durch weitreichende Spielräume, die wir in unseren Gesetzentwurf eingebaut haben, auch eine Sicherheit.
Selbst wenn das Geld in einem Jahr nicht aufgebraucht werden sollte – ich komme nachher noch mal da-
zu –, dann können sie es eben in den Folgejahren mit verwenden. Sie haben aber auf alle Fälle, zumindest
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wenn wir nach unserem Verteilungsschlüssel gehen, eine planbare Summe, die bis 2024 für zusätzliche In-
vestitionen gilt. Das ist das Eine.

Das bedeutet auch – ich habe keine Glaskugel, genauso wie Sie, Herr Walk oder andere, nicht –, wenn kon-
junkturelle Zeiten anbrechen sollten, die trüber sind als die jetzigen – wir sind ja nach wie vor, wenn wir die
Weltkonjunktur anschauen, auch was in Deutschland, auch was in Thüringen herrscht, eigentlich in einer
ganz properen Situation –, sollte das aus bestimmten Gründen – die dämmern manchmal am Horizont her-
auf, Handelskriege usw. usf. – anders werden, auch dann ist die Sicherheit durch diesen Gesetzentwurf,
durch diese Gesetzesinitiative – die wir hoffentlich gemeinsam auf den Weg bringen – für die kommunale
Familie gegeben. Wie ich eben schon gesagt habe, die Planbarkeit macht sich insbesondere für die Kämme-
rer auch deswegen in der Form so gut, weil wir sagen – und das ist berechtigterweise ja auch immer eine
Frage, die uns von der kommunalen Familie entgegengespiegelt wird –: Wenn du das Geld nicht schaffst, in
einem Jahr auszugeben, tue es in die Rücklage und versuche das halt in den nächsten Jahren. Es ist ja
auch so, dass es manche Kommunen gibt, die sagen, jetzt haben wir eine bestimmte Summe bis 2024, da
brauchen wir noch Planungsleistungen, wir brauchen noch ein paar Abstimmungsprozesse, wir fangen damit
meinetwegen erst 2022 an. Das ist überhaupt kein Problem, von der Summe wird dann nichts verloren ge-
hen. 

Und dann haben wir zusätzlich – darauf ist im Moment noch gar keiner eingegangen – in § 1 Abs. 2 letzter
Satz Folgendes mit aufgenommen, und auch das war unter anderem eine Forderung der kommunalen Fami-
lie, die uns auch gespiegelt wurde: „Die Kreditaufnahme für rentierliche Investitionen darf grundsätzlich nicht
versagt werden, sofern die jährliche Tilgung die Investitionspauschale in den einzelnen Haushaltsjahren
nicht übersteigt und spätestens im Jahr 2024“ – das ist ja die Laufzeit dieses Gesetzentwurfs – „von einer
Rentierlichkeit der Maßnahme ausgegangen werden kann.“ Das ist für viele auch eine sehr wichtige Ge-
schichte, weil es viele Kommunen gibt, die nur über diese Möglichkeit, nämlich die Möglichkeit, nach einer
Kreditaufnahme überhaupt an frisches Geld zu kommen, dann auch von diesem Investpaket mit profitieren
könnten. Deswegen steht es da auch so mit drin. 

Und wir haben außerdem – ich will es einfach nur mal kurz sagen, weil ich finde, dass das auch schon mal
bemerkenswert ist, und damit es hier einer am Mikrofon auch noch mal ausgesprochen hat –: Wir haben den
Weg frei gemacht und versuchen das auch gemeinsam mit CDU und FDP für insgesamt eine halbe Milliarde
Euro zusätzliche Investitionen. Das hat es seit 1990, also seit Bestehen des modernen Freistaats Thüringen,
in der Form in einer Gesetzesinitiative, egal welches Farbenspiel hier auch im Landtag geherrscht hat, vor-
her noch nie gegeben. Ich finde, auch das ist ein Wert an sich, den man auch nach außen hin, glaube ich,
offensiv vermarkten kann. 

Warum machen wir das Ganze eigentlich? Auch das ist relativ schnell erzählt. Zum einen ist es so, dass wir
in jährlich wiederkehrenden Rhythmen immer wieder erlebt haben, dass insbesondere bei den großen Ver-
anstaltungen, bei der Versammlung des Landkreistages, bei den großen Konvents des Gemeinde- und Städ-
tebundes, wenn wir auf der Messe eingeladen sind, immer und immer wieder der Vorwurf kam, wir haben
genügend Investitionsstau in den Kommunen, der wird immer höher, wir brauchen frisches Geld. Und um
aus dieser Debatte rauszukommen und den Kommunen letzten Endes auch die mehr oder minder unfreiwilli-
ge Rolle von Bittstellern nicht mehr gewähren zu wollen oder zu sagen, damit muss jetzt Schluss sein, sagen
wir, dann machen wir eben mit diesem Vorschlag fünfmal 100 Millionen Schluss mit dieser ständigen Debat-
te, ob es ein neues Rettungspaket gibt oder nicht. Sondern wir sagen ganz deutlich, das ist das, was wir
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euch als kommunale Familie aus diesem Plenum heraus zusichern wollen. Auch das, finde ich, ist eine sehr,
sehr schöne Geschichte. 

Jetzt haben Sie gesagt, Herr Walk, na ja, gut und schön, aber der Gesetzentwurf von CDU und FDP ist all-
gemeiner gehalten. Ich hab den immer so gelesen, Sie schreiben da auch von investiven Mitteln, die Sie zur
Verfügung stellen. Jetzt sagen Sie, das könnte man auch in den Verwaltungshaushalt einführen. 

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Investive Mittel stehen im Vermögenshaushalt, Herr Walk!)

Jetzt sage ich mal, okay, wenn das Geld jetzt dafür – ich sage es jetzt mal sehr salopp – bereitgestellt wer-
den soll, damit Kommunen sich noch einen zusätzlichen Ordnungsamtsleiter im Verwaltungshaushalt leisten
können, das wollen Sie bestimmt auch nicht – ich habe Ihre waagerechte Kopfbewegung eben mit wahrge-
nommen. Da werden wir im Ausschuss versuchen müssen, noch mal auf einen gemeinsamen Nenner zu
kommen. Ich habe das immer so verstanden, dass auch Sie zum Auffrischen der Investitionen im Vermö-
genshaushalt ihren 168-Millionen-Vorschlag gemacht haben. 

Und dann sagen Sie, das ist aber am goldenen Zügel, denn Sie grenzen ja schon wieder ein, für was das
Geld ausgegeben werden soll. Noch mal, einfach zur Verdeutlichung und damit es auch mal in die geöffne-
ten Mikrofone reinerzählt werden kann, in § 1 Abs. 2 steht: „Die Investitionspauschale […] ist für zusätzliche
Investitionen,“ – jetzt kommt es – „insbesondere“ – insbesondere – „in den Bereichen Bildung, Brand- und
Katastrophenschutz, Klimaschutz, Kultur, Mobilität und der Modernisierung der digitalen Infrastruktur sowie
zum Eigenmittelersatz im Rahmen investiver Förderprogramme zu verwenden.“ Und jetzt frage ich Sie, Herr
Walk, ich frage Sie wirklich – ich habe Ihnen diese große Bandbreite von Möglichkeiten, Geld auszugeben
und zu investieren, also diese Bereiche jetzt genannt –: Nennen Sie mir irgendein kommunales Vorhaben,
das nicht unter diese sechs großen Themenblöcken subsumiert werden könnte.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Die Kommunen können selbst entscheiden, wo sie investieren möch-
ten!)

(Unruhe CDU) 

Da werden Sie keines finden und genau deswegen haben wir es auch so reingeschrieben. Und „insbesonde-
re“ steht auch deswegen drin, weil wir die Kreativität vieler Kämmerer nicht unterschätzen – ich war selbst
mal einer.

(Beifall SPD)

„Insbesondere“ bedeutet ja, dass man versuchen sollte, unter diesen sechs Themenblöcken … Und wenn
man wirklich irgendetwas findet, das eventuell da nicht reingeht, dann wäre das auch nicht schlimm – ich
sage es mal augenzwinkernd. 

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Nein, dann müssen wir uns mal anschauen, was das ist!)

(Unruhe CDU)

Herr Walk, wir können doch im Ausschuss darüber reden. Ich will doch einfach nur verdeutlichen, dass der
goldene Zügel, den Sie versucht haben, hier auf den Tisch zu legen, eigentlich gar nicht existiert und wollte
ihn vom Tisch wieder runterräumen und genau deswegen habe ich das jetzt hier noch mal so erklärt.

(Beifall DIE LINKE)
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Jetzt will ich zum Verfahren dieser ganzen Geschichte, Herr Walk – und das kann ich Ihnen jetzt nicht erspa-
ren, Ihnen nicht und auch nicht den Kolleginnen und Kollegen der FDP –, und auch in eigener Sache noch
mal ganz was Deutliches sagen, weil es mich auch selber ein bisschen anpiept. Wir haben im Dezember
eine Gesetzesinitiative von CDU und FDP wahrgenommen, da stehen einmalig 168 Millionen Euro. Zu die-
sem Zeitpunkt – das können Sie glauben oder auch nicht – waren wir neben den Verhandlungen, die wir mit
möglichen Partnern zur Bildung der neuen Landesregierung geführt haben, auch mit der Frage beschäftigt:
Wie hältst du es mit der Weiterfinanzierung von Investitionen der kommunalen Familie? Ihr Gesetzentwurf
war schneller, gar kein Problem. Dann haben wir als SPD den Vorschlag gebracht, fünfmal 100 Millionen
Euro. Und wir wussten schon bei der Versammlung des Landkreistags, dass hier zwei Gesetzesinitiativen
nebeneinander den Landtag erreichen und diskutiert werden. Genau deswegen, weil ich sowohl bei dieser
Versammlung des Landkreistags als auch über die Presse und die Medien immer wieder eingeladen und ge-
sagt habe, dass wir das gar nicht schlecht finden, was CDU und FDP da gemacht haben, wir wollen es ein-
fach nur in einen ganz anderen Rahmen führen, wir wollen ein ganz anderes Versprechen an die kommuna-
le Familie geben und halten, habe ich als Fraktionsvorsitzender der SPD einen Brief an vier weitere Frak-
tionsvorsitzende geschrieben, die sich in diesen Gesetzesinitiativen zusammensammeln, nämlich an CDU,
FDP, Linke und Grüne. Dann kommt ein Brief mit einem gemeinsamen Briefkopf von CDU und FDP zurück –
das finde ich schön, dass Sie den schon kreiert haben und da eine Fraktionsgemeinschaft gebildet haben,
zumindest postalisch, vielleicht wollte man auch Porto sparen, ist ja egal – und dann teilen mir beide Kolle-
gen mit, darüber reden sie nicht mit mir, sondern nur im parlamentarischen Bereich und in den Ausschüssen. 

Jetzt sage ich Ihnen auch mal deutlich, Herr Walk, Sie haben es hier versucht zu begründen, ich fand es
recht hölzern: Wenn Fraktionsvorsitzende außerhalb der Ausschüsse und im Plenum nicht mehr miteinander
reden, dann haben wir es weit gebracht. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist nicht die neue Form von Zusammenarbeit, die wir nach den Mehrheitsverhältnissen, nach dem
27. Oktober brauchen. Das sage ich mal ganz deutlich, weil mich das ziemlich gestört hat. Ich frage noch
mal rein rhetorisch, aber ich muss es auch mal in den Raum stellen: Wenn es die kommunale Familie nicht
wert ist, ein gemeinsames Gespräch zu führen, was denn dann? 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist die Frage, die ich hier stelle, auf die ich gern eine Antwort hätte. Was denn dann? Denn eines ist
doch Fakt: Wir wollen uns so weit wie möglich auf die Zielvorgabe Ihres Gesetzentwurfs zubewegen und Sie
– ich habe es eben vernommen – das eine oder andere auch von unserem Gesetzentwurf, insbesondere
natürlich die Höhe, auch mit übernehmen. Da wollte ich ganz einfach in einem gemeinsamen Gespräch bei
Heißgetränken und Nougat, wie es bei mir üblich ist, einladen und sagen: Wie hätten Sie es denn gern, CDU
und FDP? Sollen wir einen eigenen Gesetzentwurf bringen, sollen wir unsere 500 Millionen zu Ihren mit hin-
zupacken? Wie machen wir das am schnellsten mit der Anhörung im Ausschuss, damit die kommunale Fa-
milie eben ganz schnell an das Geld kommt? Da kriege ich einen Brief mit einem gemeinsamen Briefkopf
und da steht drin: Da reden wir aber nicht mit Ihnen. Und jetzt kommt von Ihnen das Angebot: Gern reden
wir mit Ihnen, aber nur in den Ausschüssen und im Parlament. Herr Walk, unter uns: Das war selbst in der
letzten Legislatur nie so, dass Fraktionsvorsitzende über besonders wichtige Themen nur im Parlament und
im Ausschuss miteinander geredet hätten. Das ist doch weltfremd. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Deswegen weiterhin meine Einladung: Lassen Sie uns, weil das Ziel, nämlich die Unterstützung der kommu-
nalen Familie, viel zu wichtig ist für solche taktischen Spielchen, weiterhin gemeinsam im Gespräch bleiben.
Das ist meine feste Auffassung. Deswegen haben wir jetzt auch Folgendes gemacht: Wir haben, wenn man
so will, die Summe, die Sie da reingeschrieben haben, gecovert. Wir haben gesagt, okay, nehmen wir die
168 Millionen von CDU und FDP und legen 400 Millionen in den Jahresscheiben 2021 bis 2024 einfach da-
neben, dann sind es eben jetzt keine 500 Millionen, wie wir vorgeschlagen haben, dann sind es 568. Das
freut die Kommunen, wie ich finde, auch. 

Das ist also ein deutliches Zubewegen auf das, was Sie gemacht haben. Wir haben auch Ihre Systematik
mit übernommen, die Berechnungsmethodik, die Sie vorhin hier vorgestellt haben, völlig zu Recht, da habe
ich gar nichts dagegen. Die haben wir auch weitestgehend in unserem Entwurf mit übernommen. Sie sagen,
da ist noch ein goldener Zügel dabei, darüber müssen wir im Ausschuss reden. Aber all das ist ein deutli-
ches Zubewegen auf etwas, was uns gemeinsam verbindet, nämlich mehr Investitionen für unsere kommu-
nale Familie. Ich bin der festen Überzeugung, dass wir im Ausschuss, glaube ich, auch da auf einen gemein-
samen Nenner kommen und etwas gemeinsam für die kommunale Familie tun können. 

Vorhin hat der Ministerpräsident auch noch mal was in Bezug auf die neuen Umstände, die uns auch in der
Verfassungsdebatte mit bewegen, gesagt und er hat auch im Vorfeld immer gesagt: Im Grunde ist das, was
jetzt nach dem 27. Oktober gekommen ist in diesem Parlament, ein Festspiel der Demokratie. Und ich lade
Sie von CDU und FDP herzlich ein, lassen Sie das auch ein Festspiel für die Kommunen werden. In diesem
Sinne: ich freue mich auf die Debatte im Ausschuss und danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Als nächster Rednerin erteile ich Abgeordneter Henfling von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr geehrte Präsidentin, liebe Gäste auf der Tribüne und am Li-
vestream, es ist vieles schon gesagt. Der Kollege Hey und der Kollege Bilay haben hier zu den vorliegenden
Gesetzentwürfen auch schon ausgeführt. Allerdings bedarf es sicherlich – insbesondere auf den Redebei-
trag von Herrn Walk – dann doch noch der einen oder anderen Erwiderung. 

Wir haben das alle heute gesagt, wir werden es auch alle sagen: Natürlich wollen wir die Kommunen gut
ausstatten, natürlich wollen wir darüber reden, wie wir die finanzielle Situation der Kommunen tatsächlich
verbessern können. Deswegen steht auch außer Frage, dass wir beide Gesetzentwürfe heute hier an die da-
für zuständigen Ausschüsse überweisen, um dann tatsächlich auch in der Anhörung zu einem gemeinsamen
Ergebnis zu kommen. Was mich aber an der Debatte genauso stört, wie das den Kollegen Hey stört, ist tat-
sächlich die Vermengung von Diskussionen, die aus meiner Sicht hier nichts zu suchen haben.

Wir haben im Koalitionsvertrag richtigerweise festgestellt, dass Sonderinvestitionsprogramme keine Sicher-
heit für Kommunen schaffen. Das ist eine vielleicht banale Feststellung, aber wenn Sie transparente und tat-
sächlich fundierte Kommunen haben wollen, die auf einer transparenten Grundlage arbeiten, dann sind Son-
derinvestitionsprogramme nicht das Mittel der Wahl, sondern da müssen wir tatsächlich die Frage des Kom-
munalen Finanzausgleichs reden. 
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Jetzt haben alle schon gesagt, dass wir darüber auch reden wollen. Das ist auch vollkommen richtig, aber
das ist nicht die Debatte, die wir heute hier führen. Heute geht es darum, wie wir zusätzliche Mittel an die
Kommunen geben können. Damit stellen wir nicht die kommunale Selbstverwaltung sicher; der Kommunale
Finanzausgleich stellt diese kommunale Selbstverwaltung sicher und die zusätzlichen Mittel sind eben zu-
sätzliche Mittel. Ich finde, das muss man auch noch einmal hier trennscharf sagen und auch darauf hinwei-
sen, dass wir vielleicht diese Debatten nicht vermischen sollten, denn ich glaube, das hilft uns allen nicht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dann ist es nämlich sehr stringent und vollkommen logisch, was wir hier gemacht haben. Wir haben nämlich
zusätzliche Mittel für zusätzliche Investitionen eingestellt. Das ist also nicht unlogisch, sondern das folgt ei-
ner sehr klaren Logik an dieser Stelle. Diese 568 Millionen Euro sind für zusätzliche Investitionen da und vor
allen Dingen – das finde ich auch noch mal ganz besonders wichtig – bieten sie die Sicherheit, dass die
Kommunen wissen, was in den nächsten Jahren hier passiert und unter welchen Bedingungen sie das ma-
chen. Es sind auch keine goldenen Zügel, wenn wir da reinschreiben, dass es schön wäre – denn mehr ist
es nicht, denn da steht „insbesondere“ –, wenn sie es für bestimmte Bereiche ausgeben.

Ich bin da komplett beim Kollegen Matthias Hey. Also wenn Sie es heute noch schaffen, mir einen Teil zu
nennen, den man da nicht finanzieren kann, dann bitte schön.

(Zwischenruf Abg. Walk, CDU: Dann können wir es doch weglassen!)

Nein. Ich finde es schon wichtig, denn wenn wir von zusätzlichen Investitionen sprechen, wäre es auch gut,
wenn wir vielleicht gegenüber den Kommunen den Anspruch oder Wünsche formulieren, wo wir zum Bei-
spiel die Aufgaben und Zukunftsprojekte für die nächsten Jahre sehen. Ich finde, das ist als Leitfaden doch
keine schlechte Sache. 

Was wir nicht wollen – da ist Ihr Gesetzentwurf eben nicht stringent, wenn Sie sagen, sie wollen tatsächlich,
dass dort die Sachen investiert werden können, und Sie sprechen von investiven Mitteln. Wenn Sie etwas
anderes darunter verstehen, müssen Sie mir mal erklären, was Sie damit anderes meinen als Investition?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bei Ihnen ist immer noch das Problem – auch das hat der Kollege Bilay angesprochen –, dass in Ihrem Ge-
setzentwurf quasi drinsteht, dass diese Mittel auch verrechnet werden können mit anderen zusätzlichen Mit-
teln. Von daher frage ich mich tatsächlich, was genau denn da eigentlich der Vorteil ist, wenn Sie das Geld
an die Kommunen geben.

Wir haben das klarer geregelt. Bei uns steht drin, dass es nicht verrechnet wird, und vor allen Dingen haben
wir auch den Druck von den Kommunen genommen, was ich für ganz wichtig erachte, indem wir gesagt ha-
ben: Wenn ihr es nicht schafft, das Geld in der Zeit auszugeben, dann könnt ihr das in die Rücklage geben
und könnt es auch später verwenden und vor allen Dingen könnt ihr es auch als Eigenmittelanteil für rentier-
liche Investitionen und Kredite nutzen. Das ist eine ganz wichtige Sache, denn alle, die in Kommunalparla-
menten sitzen, wissen, wie derzeit Verwaltungen auch damit beschäftigt sind, das Geld tatsächlich umzuset-
zen. Ich glaube nicht, dass es hilfreich ist, wenn wir da den Druck weiter erhöhen. 

Die Bautätigkeiten sind vielfältig in Thüringen und ich glaube tatsächlich, dass wir da auch die nötige Zeit
geben müssen. Wir haben Personalprobleme – das wissen wir alle –, auch in bestimmten Bereichen in den
Kommunen, wo zum Beispiel Fachpersonal teilweise fehlt und das hindert uns auch an vielen Stellen, Inves-
titionen umzusetzen. Darüber müssen wir auch reden, aber nicht an dieser Stelle, sondern bei der Frage des
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Kommunalen Finanzausgleichs. Womit wir immer noch ein bisschen hadern und ein Problem haben, das
möchten wir aber gerne auch noch diskutieren, das ist genau die Frage, ob wir pauschal an alle Gemeinden
einfach den Pro-Kopf-Betrag ausgeben. Wir haben Kleinstgemeinden, die schlicht und ergreifend, selbst
wenn sie das über viele Jahre ansparen können, wahrscheinlich nicht auf einen Betrag kommen werden, der
am Ende dazu führt, dass sie damit wirklich Investitionen tätigen können. Auch darüber wollen wir gerne in
der Anhörung noch mal diskutieren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich glaube tatsächlich, dass der vorliegende Gesetzentwurf von
Rot-Rot-Grün eine gute Grundlage für die Diskussion ist und schließe mich da dem Kollegen Hey auch an,
Sie herzlich einzuladen, fundiert darüber zu diskutieren, um für die Kommunen das Beste herauszuholen.
Gerne sind wir auch dabei, mittelfristig mit Ihnen über den Kommunalen Finanzausgleich zu diskutieren.
Aber ich wiederhole mich, wenn ich sage, ich wünsche mir, dass wir da stringent jetzt erst mal das eine und
dann den Kommunalen Finanzausgleich im zweiten Schritt diskutieren. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Als nächster Redner erhält Abgeordneter Bergner von der FDP-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Besucherinnen und Besucher
auf der Tribüne! Zunächst einmal, Herr Kollege Hey, ein herzliches Dankeschön für das Erwähnen der kom-
munalen Familie. Hier steht einer aus der kommunalen Familie. Ich mache jetzt in diesem Jahr ein Viertel-
jahrhundert ehrenamtliche Kommunalpolitik.

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Respekt!)

(Beifall AfD)

Ich möchte an dieser Stelle anknüpfen an die Vollversammlungen des Gemeinde- und Städtebunds. Die be-
suche ich persönlich seit 2004, damals als ehrenamtlicher Beigeordneter unserer kleinen Stadt und seit
2010 als ehrenamtlicher Bürgermeister. Immer stand vor dem Messegelände die Linke mit der Losung „Kom-
munen in Not“. Recht haben Sie gehabt, recht haben Sie gehabt, meine Damen und Herren, aber ich will
Ihnen mal eins klar und deutlich sagen: Gemessen an der damaligen Zeit war das damals auf einem ver-
dammt hohen Niveau gejammert. Die Not ist größer geworden, meine Damen und Herren.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Ach, Herr Bergner! Jetzt erklären Sie doch mal die Ursachen!)

(Beifall AfD, CDU, FDP)

Ich will an dieser Stelle sagen: Es ist zwischenzeitlich seit 2014 leider, was die Not der kommunalen Familie
anbelangt, aus Ihrer Richtung etwas ruhig geworden. Ich hätte mir da mehr gewünscht. Ich sage auch ganz
ehrlich: Nach dem aus unserer Sicht unerfreulichen Wahlergebnis 2014 hatte ich eigentlich aufgrund der Dis-
kussionen, die vorher geführt worden sind, auch aus Ihrer Richtung mehr Hilfe erwartet. Es gibt jede Menge
Probleme vor Ort und da muss man durchaus auch Verwaltungs- und Vermögenshaushalt manchmal mitei-
nander vermengen, weil nämlich einfach die Zuführungen in den Vermögenshaushalt aus dem Verwaltungs-
haushalt gar nicht mehr geleistet werden können, und dazu gehören auch massive Kostensteigerungen, die
gerade in dem Verwaltungshaushalt auch durch Landesgesetze und Verordnungen geschehen – etwa die
Entschädigungen in dem Haupt- und Ehrenamt, wie wir es jetzt gerade erfahren haben, aber eigentlich nicht

Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 5. Sitzung - 30.01.2020 73

(Abg. Henfling)



so richtig wissen, wie sie abzudecken sind, die Kita-Betreuung. Oder in vielen Kommunen ist auch die Aus-
übung des Wunsch- und Wahlrechts zu einem echten finanziellen Problem geworden, wo wir durchaus auch
darüber diskutieren müssen, wie man das besser gestalten kann.

Neues Problem, gerade auch vom Gemeinde- und Städtebund auf die Tagesordnung gehoben: Die Finan-
zierung der Sportstätten, wo auf einmal die Kommunen allein dafür geradestehen sollen und eben nicht
mehr der Schulsport in die Finanzierung mit einfließen soll. Das macht in vielen Kommunen – übrigens auch
aus Ihren eigenen Reihen – richtig Probleme, über die wir reden müssen.

(Beifall CDU, FDP)

Hier ist natürlich eine Steigerung der Personalkosten dabei – wo ich nichts dagegen habe –, aber wir müs-
sen uns über die Finanzierung unterhalten. Es sind die Digitalisierungskosten dabei, über die wir uns unter-
halten müssen. Natürlich wollen wir Digitalisierung, gerade wir, aber die Anschubfinanzierung, über die müs-
sen wir uns eben unterhalten. Und nach wie vor ist die Frage des Kulturlastenausgleichs nicht sauber gelöst.
Wer sich im ländlichen Raum über dem Durchschnitt engagiert – ich rede mal aus meiner kleinen Froschper-
spektive einer Kleinstadt im Ostthüringer Raum mit einer Burgruine, mit einem Museum, mit einem Bürger-
haus –, der ist eben im Kulturlastenausgleich schlechter gestellt als die Größeren. Auch darüber müssen wir
reden, meine Damen und Herren. 

(Beifall FDP)

Wenn wir darüber reden, dass es den Kommunen angeblich besser geht – ich habe das vorhin mit Erstau-
nen gehört –, dann will ich mal aus der eigenen praktischen Erfahrung von den Schlüsselzuweisungen re-
den: Ich weiß, man kann nicht allein über die Schlüsselzuweisungen reden, aber 2014 waren die Schlüssel-
zuweisungen, die wir in unserer kleinen Stadt hatten, 506.928,96 Euro. Heute steht auf dem Plan
450.445,18 Euro und das hat nichts damit zu tun, dass angeblich die Steuereinnahmen so viel besser ge-
worden wären, es ist einfach weniger Geld, was wir da haben. Dazu noch das Thema Sportstätten, was ich
vorhin angefangen habe, da steht das Wasser über der Unterkante Oberlippe. Und mal zum Vergleich: 2011,
ein halbes Jahr, nachdem ich damals als Bürgermeister angefangen hatte, lagen wir damals – und da sage
ich ganz eindeutig, das liegt nicht allein an Ihnen, deswegen nehme ich auch 2011 – bei 668.515 Euro
Schlüsselzuweisungen. Das heißt, also mal locker 218.000 Euro rund, die wir damals mehr zur Verfügung
hatten als jetzt, und auch damals ging es uns nicht so gut, das will ich auch an dieser Stelle klar und deutlich
sagen. Deswegen will ich auch feststellen, wir haben – ja die Einnahmen sehen da nicht so rosig aus, Frau
Ministerin – deswegen will ich klar und deutlich sagen, wir haben nach wie vor das Problem, dass der Inves-
titionsrückstau erstens besteht und zweitens im Kommunalen Finanzausgleich nicht berücksichtigt ist. Das
heißt, um das mal zu erläutern, auch für die Leute, die an den Bildschirmen und auf den Besucherrängen
sind: Wenn wir Geld nicht ausgeben, weil wir es nicht haben, nicht ausgeben für Investitionen, die dringend
notwendig wären, dann wird bei der Ermittlung des Kommunalen Finanzbedarfs so getan, als hätten wir es
nicht gebraucht und das ist das eigentliche Problem. Das ist also ungefähr so, als wenn ich ein Kamel durch
die Wüste treibe, es hat kein Wasser und am Brunnen sage ich ihm dann, du bist die ganze Zeit ohne Was-
ser ausgekommen, dann bitte jetzt auch.

(Beifall FDP)

Deswegen müssen wir uns auch über den Kommunalen Finanzausgleich unterhalten und über den Investiti-
onsrückstau. Ich komme nachher noch dazu. Fakt ist, Bäder und Museen, Straßenunterhaltung sind landauf,
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landab nicht mehr zu stemmen und ich möchte auch an dieser Stelle sagen, wir haben ganz deutlich auch
Probleme bei einer Pflichtaufgabe, nämlich der Ausstattung der Feuerwehren und da sage ich, 

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Da haben wir einen Vorschlag gemacht!)

(Beifall AfD)

– kommen wir auch dazu – da sage ich, das Land lässt zu oft ehrenamtliche Kommunalpolitiker im Regen
stehen. 

(Beifall AfD)

An den ehrenamtlichen Kommunalpolitikern wird aber vor Ort der Ärger ausgelassen, wenn Bäder nicht öff-
nen, wenn Museen nicht mehr geschultert werden können, wenn Feuerwehrausstattungen eben nicht ange-
messen sind, wenn die Ausstattung der Jugendfeuerwehren beispielsweise aus Spenden finanziert wird,
weil es sich die Kommunen nicht mehr leisten können und darüber müssen wir reden. Und es wird an den
ehrenamtlichen Kommunalpolitikern vor Ort der Ärger ausgelassen, wenn die Schlaglöcher nicht geflickt
werden und wenn die Reparaturen von Straßen Jahr für Jahr verschoben werden müssen, weil einfach das
Geld nicht da ist. Das ist in meinen Augen eine deutliche Gefahr, denn in den Kommunen vor Ort wird De-
mokratie erlebt, wird erlebt, wie Demokratie funktioniert und es wird eben auch erlebt, wie sie manchmal
nicht funktioniert. Deswegen möchte ich das Angebot zum gemeinsamen Gespräch und zur gemeinsamen
Debatte auf jeden Fall aufgreifen. Deswegen ist auch der Gesetzentwurf von CDU und FDP als Soforthilfe
gedacht, nicht als die Lösung aller Probleme. Das ist auch in der Diskussion hier falsch angekommen. Ich
freue mich, wenn unser Vorstoß also einen gewissen Wettbewerb der Ideen anschiebt, wie Kommunen am
besten geholfen werden kann, aber es ist ein Denkfehler an dieser Stelle, die beiden Gesetzentwürfe kon-
kurrierend nebeneinanderzustellen, sondern das Ziel unseres Gesetzentwurfs war es, jetzt erst einmal in der
größten Not eine Soforthilfe zu leisten und dann können wir uns gerne weiter unterhalten, was man besser
tun kann. Da bin ich sehr dafür zu haben. 

(Beifall CDU, FDP)

Deswegen zu dem, Herr Hey, was Sie angepiept hat: Nicht, dass es falsch verstanden wird, was ich gerade
sage. Wir wollten genau diese Debatte nicht auf die lange Bank schieben, sondern wollten jetzt erst einmal
schnell reagieren, und was das Thema „gemeinsamer Briefkopf“ anbelangt – also ich erinnere mich bereits
aus der 5. Legislatur, dass unterschiedliche Fraktionen, wenn sie gemeinsam ein Schreiben verfasst haben,
das natürlich auch mit dem Logo aller beteiligten Fraktionen getan haben, also das fand ich vorhin etwas
albern, ehrlich gesagt.

Kritikpunkte, die ich an Ihrem gemeinsamen Entwurf sehe, der ohne Zweifel Dinge enthält, die ich auch gut
finde, sind in unseren Augen vor allem, dass eben eine feste Bindung festgeschrieben ist, anstatt Vertrauen
in die Leute vor Ort zu haben. Wir sind der Meinung, wir haben quer durch Thüringen, quer durch die Par-
teienlandschaft überall engagierte Kommunalpolitiker vor Ort, die genau wissen, wo der Schuh drückt und
wo dort das Geld gebraucht wird. Und da müssen wir uns, glaube ich, mit dem Festlegen der einzelnen
Punkte auch etwas zurückhalten, meine Damen und Herren.

(Beifall AfD, CDU, FDP)

Wir wollen aber auch den Kommunalen Finanzausgleich – das ist nun heute in der Debatte mehrfach aufge-
taucht – vom Kopf auf die Füße stellen, weil ich glaube, die Kritik ist quer durch die politische Parteienland-
schaft überall zu hören, dass der Kommunale Finanzausgleich inzwischen so kompliziert ist, dass ihn kaum
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jemand versteht. Ja, ich sehe es so. Deswegen freue ich mich auch darauf, dass wir, wenn wir das schaffen,
so eine schöne sachliche Ebene in den Ausschüssen zustande zu bringen, auch dieses Thema in absehba-
rer Zeit angreifen können, um dort zu besseren Lösungen zu kommen, die auch vor Ort verstanden werden.

Ich habe hier vorhin etwas gehört von der tatsächlich bestehenden Problematik mangelnder Kapazitäten so-
wohl in Verwaltungen als eben auch in Planungen als auch im Baubereich. Zu der mangelnden Kapazität in
Verwaltungen will ich mal eins sagen: Wenn es uns gelingt, Aufgaben zu vereinfachen, Lösungen leichter zu
machen, dann sorgen wir dafür, dass in den Verwaltungen weniger Zeit für kostspielige, für aufwendige För-
dermittelprozesse verbraten werden muss, dann sorgen wir dafür, dass wir mit weniger Leuten mehr Verwal-
tung erledigen können und dort auch Kapazitätsprobleme abbauen können, ohne dass wir an der Stelle
neue Leute aus dem Hut zaubern müssen, die es nicht gibt.

Und zum Thema „Kapazität in Planungsbüros“ – ich selbst bin Bauingenieur –, zum Thema „Kapazitätspro-
bleme in Baufirmen“ will ich mal auch eine Sache ganz und deutlich sagen: Quer durch die unterschiedlichen
politischen Verantwortlichkeiten ist in den letzten 20 Jahren das Bauwesen so gedrückt worden, dass die Ka-
pazitäten eben nach unten gefahren worden sind. Und wenn man keine Chance auf auskömmliche Aufträge
hat, fährt man die Kapazität nach unten, und die lässt sich auch nicht per Fingerschnipp sofort wieder nach
oben fahren. Was wir brauchen, um dieses Problem zu lösen, ist Verlässlichkeit, ist eine gewisse Kontinuität
in der Finanzierung der kommunalen Familie, ist eine Kontinuität, wie auch Kommunen wieder Aufträge aus-
lösen können. 

(Beifall FDP)

Erst dann, wenn der Markt merkt, da ist auch eine Nachfrage da, die dauerhaft ist und die nicht bloß eine
Seifenblase ist, dann wird die Kapazität auf dem Baumarkt wieder zur Verfügung stehen. Ich glaube daran,
dass das immer noch lösbar ist, meine Damen und Herren.

(Beifall AfD, CDU, FDP)

(Zwischenruf Abg. Lukasch, DIE LINKE: Das beißt sich aber mit dem Fachkräftemangel von gestern!)

Nein, das beißt sich mit dem Fachkräftemangel nicht, weil es nicht heißt, dass man nicht auch so was entwi-
ckeln kann. Gehen Sie doch jetzt mal zum Beispiel an die Bauhaus-Universität. Wer will denn heute noch ein
Studium als Bauingenieur machen? Wenn ich weiß, ich habe eine Chance, damit mein Leben zu finanzieren,
dann finde ich auch wieder Studenten, die sich an einem so interessanten Studienplatz erfreuen und die das
auch gern machen werden, meine Damen und Herren. 

(Beifall FDP)

Natürlich wird es weniger Menschen geben, aber in dem Augenblick, in dem ich es schaffe, eine Berufsgrup-
pe attraktiv darzustellen und ihr auch Verlässlichkeit anzubieten, habe ich auch eine Chance, dort wieder die
Kapazitäten so zu entwickeln, dass wir damit umgehen können. 

Deswegen freue ich mich auf eine intensive Debatte in den Ausschüssen. Ich freue mich auch auf eine De-
batte, von der ich mir erwarte, dass wir sie auf Augenhöhe führen, zielorientiert, nicht mit dem Ziel, vorzuzei-
gen, wer jetzt die schönere Lösung gebracht hat, sondern am Ende ein gemeinsames Paket zu schnüren,
das den Kommunen hilft, das den Landkreisen hilft, das dafür sorgt, dass vor Ort Leben wieder lebenswert
ist.
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In diesem Sinne beantrage ich, Frau Präsidentin, auch namens meiner Fraktion die Überweisung an den In-
nen- und Kommunalausschuss und den Haushalts- und Finanzausschuss mit der Federführung im Innen-
und Kommunalausschuss und bedanke mich ganz herzlich. Es hat mir Spaß gemacht, danke schön.

(Beifall AfD, CDU, FDP)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Bergner. Es gibt jetzt weitere Wortmeldungen aus den Reihen der Abgeordne-
ten, zunächst vom Abgeordneten Kießling, AfD-Fraktion.

Abgeordneter Kießling, AfD:

Sehr geehrte Frau Vizepräsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten, vielen Dank,
meine Vorredner haben mich noch mal vorgetrieben. Deswegen möchte ich noch mal kurz was klarstellen,
weil wir hier gerade von den Linken gehört haben, dass die kommunale Familie so viel mehr eingenommen
hat – 1,2 Milliarden waren im Raum, was Sie gesagt hatten.

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Nein, Sie müssen richtig zuhören, in Summe 1,2 Milliarden!)

In Summe, sage ich ja, 1,2 Milliarden mehr eingenommen, in Summe mehr eingenommen. 

Aber wenn ich mal richtig dazu ausführen darf: Gerade Ihre Kollegen in der letzten Legislatur haben ja dafür
gesorgt, indem sie die Kommunen finanziell bei den Überweisungen ausgetrocknet haben. Da hat man ja
damals gesagt – damals Herr Kuschel –, dass die Kommunen ihre Einnahmenoptionen erhöhen müssen.
Das heißt ja auf Deutsch, die Kommunen sollen ihre Grundsteuern erhöhen, sollen die Hebesätze für die
Gewerbesteuer erhöhen und sonstige Steuereinnahmen erhöhen. Dadurch haben wir ja jetzt die Mehrein-
nahmen, aber die Mehreinnahmen sind nur von den Bürgern, was Sie den Bürgern quasi aus der Tasche
geholt haben.

Wie mein Vorredner Herr Bergner richtig gesagt hat, haben wir ja schon in der Kommune das Problem, dass
teilweise Geld für die Pflichtaufgaben fehlt. Ich selbst sitze auch im Finanzausschuss des Kreises, also ich
bin auch in der kommunalen Familie sozusagen verankert. Wir hatten erst gestern bei uns den Haushalt be-
schlossen und da haben wir festgestellt, dass Geld fehlt. Die Kämmerer sagen mir klipp und klar: Das Land
überweist Aufgaben, aber ohne Geld, das heißt, wir kriegen ständig Aufgaben zugewiesen. Früher gab es
mal eine Mittelzuweisung mit entsprechender Bezeichnung, für welche Aufgaben das Geld ist.

Mittlerweile gibt es pauschale Überweisungen – da können Sie ja gern noch etwas dazu sagen, Frau Finanz-
ministerin – ohne Aufgliederung, für welche Aufgaben das eigentlich ist. Wie gesagt, es ist ja schön, wenn
jetzt die SPD sagt, Herr Hey: Wir machen jetzt den Weg frei, wir geben jetzt fünfmal 100 Millionen für eine
Investitionsoffensive. – Das ist schön, ja, wir brauchen das Geld, aber wir brauchen auch verlässliche Si-
cherheit für längere Planungen, deswegen dieses Konnexitätsprinzip. Mein Kollege aus der AfD-Fraktion hat
es ja schon angesprochen, das Konnexitätsprinzip ist hier nicht verankert, das muss rein. Es kann ja nicht
sein, dass wir hier Einnahmen haben, und die Kommunen haben das halt nicht, kriegen aber immer mehr
Aufgaben zugewiesen. Das Geld fehlt quasi bei den freiwilligen Leistungen, weil die Pflichtaufgaben erfüllt
werden müssen.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: So ein Quatsch!)

Das darf nicht sein, denn das Konnexitätsprinzip sichert ja eine einheitliche Rechtsanwendung im föderalen
Staat, was wir ja sind. Durch die Übertragung von Aufgaben, die Sie ja reihenweise machen und die auch
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der Bund macht, wird ja auch im Rahmen der Subsidiarität die Aufgabe erledigt, wo es sein muss. Die kom-
munale Selbstverwaltung ist gemäß Artikel 28 des Grundgesetzes gefährdet, wenn eben nicht die Mittel so
überwiesen werden, wie sie gebraucht werden. Deswegen sind wir der Meinung, dass der KFA zwingend ge-
ändert werden muss, wo auch das Konnexitätsprinzip mit rein muss, denn es kann nicht sein, dass wir hier
immer die Kommunen so an der langen Leine vorführen und sagen: Wenn du ganz lieb bist, dann kriegst du
ein bisschen Geld von uns. – Das darf nicht sein.

Deswegen freue ich mich auf die Diskussion im Ausschuss. Aber ich wollte hier noch mal klarstellen, dass
hier auch die Linken mit schuld daran sind – also Rot-Rot-Grün –, dass es momentan in der Kommune so
schlecht ist. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen Dank. Als Nächstes hat Abgeordneter Mike Mohring für die CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Mohring, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, es ist gut, dass wir aufgrund des Gesetzentwurfs der CDU- und
FDP-Fraktion und auch des weiteren gemeinsamen Gesetzentwurfs heute über die Frage der Kommunalfi-
nanzen sprechen und damit einen längeren Diskurs hier in diesem Haus eröffnen wollen.

Was ist eigentlich die Ausgangslage für unsere Initiative von CDU und FDP? Die Ausgangslage ist, dass die
Finanzministerin unseres Landes im November über den Haushaltsüberschuss des Jahres 2019 informiert
hat und darüber informiert hat, dass gegenüber den geplanten Einnahmen vermutlich 367 Millionen Euro
mehr an weiteren Steuereinnahmen für das Jahr 2019 zur Verfügung stehen. Daraufhin haben sich die bei-
den kommunalen Spitzenverbände zu Wort gemeldet und zu Recht darauf hingewiesen, dass den Kommu-
nen aus diesen weiteren Überschüssen des Landes ein Anteil zusteht. Jeder hat das für sich in seiner Grö-
ßenordnung berechnet. Das haben wir aufgegriffen und haben deshalb unseren Gesetzentwurf so formuliert
– Raymond Walk hat es erläutert –, dass wir den jeweiligen Bedarf für den Landkreistag und den Gemeinde-
und Städtebund in den berechneten 168 Millionen Euro einmalige Investitionspauschale zusammengefasst
haben. Das ist der Diskussionsausgangsstand: Überschüsse beim Land, Rücklagen, die bis auf 1 Milliarde
Euro angewachsen sind, und der Ruf der Kommunen, einmalig an diesen Überschüssen beteiligt zu werden.
Das haben wir vorgelegt und darüber wollen wir gern in diesem Haus sprechen.

Aber dieser Gesetzentwurf wie auch der weitere Vorschlag zu weiteren Investitionszuschüssen, den Herr
Hey im Ergebnis der Debatte dann öffentlich und dann auch jetzt mit dem gemeinsamen Gesetzentwurf vor-
gelegt hat, lösen nicht die Frage der Kommunalfinanzen, die vor allen Dingen die Verwaltungshaushalte der
Städte, Gemeinden und Landkreise in diesem Land beschwert. Darin liegt genau die Aufgabe für diesen
Landtag, die beide Gesetzesentwürfe heute nicht lösen wollten, aber auch nicht lösen können, weil die ent-
scheidende Regelungsfrage noch vollkommen offen ist, wie wir es mit dem Kommunalen Finanzausgleich
halten. Und da liegt der Ruf der vielen Ehrenamtlichen, Tausenden Gemeinderäte, Stadträte und Kreistags-
abgeordneten, dass wir ihnen dabei helfen. 

(Beifall CDU, FDP)

Das tun sie vor allen Dingen deshalb, weil sie in der letzten Wahlperiode Erfahrungen gesammelt haben,
dass das Land sie dabei vergessen hat. 276 Millionen Euro haben die Kommunen in den Jahren 2016 bis
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2019 weniger ausgezahlt bekommen gegenüber dem letzten aus der vorangegangenen Wahlperiode vorge-
legten Haushalt für 2015, der noch die CDU-Handschrift getragen hat.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Das stimmt doch nicht! Du vergleichst doch wieder Äpfel mit Bir-
nen!)

In der Summe 276 Millionen Euro – Sie können es doch nachlesen und einen Faktencheck machen, dage-
gen habe ich ja gar nichts – sind gegenüber dem letzten Regierungsentwurf für 2015 weniger ausgezahlt
worden. Raymond Walk hat es ja vorhin schon mal erläutert: die eigene Finanzausgleichsmasse innerhalb
des Finanzausgleichs, inklusive Sonderprogramme, die wir gemeinsam mit der großen Koalition aufgelegt
hatten. Es ist eben so, dass bei diesem Vergleich von 2014 zu 2019 den Kommunen über 100 Millionen
Euro pro Jahr weniger ausgezahlt wurden. Das haben Sie korrigiert mit dem Haushalt für 2020. Das ist rich-
tig. Aber gleichzeitig, obwohl dann 2020 mehrere 100 Millionen Euro eben in den Verwaltungshaushalt ge-
flossen sind, löst sich das Beschwer aus 2019 auf, sind aber da die Investitionszuschüsse zurückgegangen.
Für die Kommunen war das – das kann man nicht ganz vergleichen – ein Nullsummenspiel, weil sie sagen,
wir kriegen zwar mehr Geld im Verwaltungshaushalt, aber die gleiche Summe weniger im Vermögenshaus-
halt. 

Wer in diesem Land aktiv Kommunalpolitik betreibt, der weiß, dass es im Gegensatz zum Landeshaushalt
einen gravierenden Unterschied macht, welchen der beiden Haushalte ich ausfinanziere: den Vermögens-
haushalt oder den Verwaltungshaushalt. Wir blicken mit unseren beiden Gesetzentwürfen durch die Investiti-
onspauschalen nur auf den Vermögenshaushalt. Aber das Beschwer vieler Kommunalpolitiker liegt im Ver-
waltungshaushalt, den sie nicht mehr decken können. Es fehlen ihnen selbst die Mittel zur Zuführung im Ver-
mögenshaushalt und damit oft auch die Mittel, eigene Investitionsprogramme zu kofinanzieren. Deswegen
jammern Finanzminister in Deutschland wie in Thüringen und im Bund, dass niemand ihre schönen zur Ver-
fügung gestellten Mittel abruft, weil den Kommunen schlicht das Geld fehlt. Das müssen wir in dieser Wahl-
periode ändern.

(Beifall CDU, FDP)

Deswegen müssen wir auch Fehler beseitigen, die gemacht wurden. Und einer der großen Fehler, der in der
letzten Wahlperiode gemacht wurde, ist, dass gerade den kleinen Kommunen in ihren Verwaltungshaushal-
ten, bei den Zuschüssen aus der Hauptansatzstaffel die Mittel zusammengestrichen wurden. Kommunen
kommen nicht mehr über die Runden, weil das Land ihnen diese Mittel gestrichen hat. Das müssen wir än-
dern und rückgängig machen. 

(Beifall CDU, FDP)

Wir sehen auch durch unser Abstimmungsverhalten in den vergangenen Wahlperioden, dass es auch Kom-
munen gibt wie kreisfreie Städte, die mit ihren Aufgaben durch den Kommunalen Finanzausgleich nicht mehr
adäquat ausfinanziert werden. Man kann das gut an der Stadt Suhl sehen. Die muss deshalb über die Frage
ihrer Kreisfreiheit dauernd neu nachdenken, weil sie diese Aufgaben, die sie als kreisfreie Stadt hat, nicht
aufgabenadäquat ausfinanziert bekommt. Deswegen werden wir auch im Rahmen der Verfassungsdiskus-
sion, wenn wir das in diesem Haus intensiv machen, auch noch mal über die Frage der Verankerung des
Konnexitätsprinzips nachdenken müssen, damit klar ist, das, was oben auf Landesebene an Musik bestellt
wird, muss bei den Kommunen ausfinanziert sein. So geht gemeinsame Aufgabe für Thüringen und so wer-
den wir das auch in dieser Wahlperiode umsetzen und das am besten gemeinsam. 

(Beifall CDU, FDP)
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Deswegen ist es wichtig, dass wir hier in diesem Haus über die Vorschläge reden, gemeinsam reden. Und
es macht doch auch Sinn, lieber Kollege Hey, dass wir das immer auch dann tun, wenn alle ihre Ideen auf
dem Tisch des Hauses gelegt haben. Ich habe sehr wohl vernommen, dass Sie nach unserer gemeinsamen
Initiative von FDP und CDU zu unserem Gesetzentwurf sich dann im Radio geäußert und einen weiteren
Vorschlag gemacht haben. Das ist doch gut und ich fand es spannend, dass Sie sich in die Debatte einge-
bracht und sich ja auch offensichtlich durchgesetzt haben mit ihrer Idee, jedenfalls fasst, bis auf 100 Millio-
nen Euro haben Sie ja das erreicht, was Sie im Radio-Interview gesagt haben. Aber untermauert haben Sie
es jetzt erst in dieser Woche mit der Vorlage Ihres Gesetzentwurfs. Und ich finde, es tut gut, wenn wir das
auf den Tisch legen, was wir jeweils vorschlagen und dann gemeinsam miteinander hier im Parlament reden,
was wir machen. Aber nicht: Einer macht ein Radio-Interview und dann treffen wir uns und dann schreiben
wir uns gegenseitig Briefe und dann pumpen wir uns alle auf. Den Kommunen ist geholfen, wenn wir hier
schnell, zügig und sachgerecht mit den Kommunen gemeinsam in dem zuständigen Ausschuss zu einer Lö-
sung kommen für die Investitionsfrage und uns danach vornehmen, auch über die Frage der Neuaufstellung
des kommunalen Finanzausgleichsgesetzes zu reden und zu schauen, was ist falsch gelaufen, was können
wir besser machen? Eben bei den kleinen Kommunen, damit sie überlebensfähig sind und nicht in Zwangs-
gebietsreformschritte reingedrängt werden, nur weil wir sie nicht ausfinanzieren und damit Freiwilligkeit vor-
täuschen.

(Beifall CDU)

Dass wir die kreisfreien Städte so ausstatten, dass sie funktionieren können und dass sie nicht, lieber Innen-
minister, am Gängelband Ihres Hauses stehen müssen. Am Beispiel Suhl konnte man sehen, wie die Stim-
mungslage der rot-rot-grünen alten Landesregierung gekippt ist – wie großzügig Sie waren, hier auf dieser
Regierungsbankseite, als die Suhler gesagt haben, wir reden mal mit Schmalkalden-Meiningen über die Fra-
ge in der Zusammenarbeit. Da ging es mit dem Füllhorn nicht mehr groß genug. 40 Millionen Euro waren im
Gespräch,

(Beifall AfD)

wenn die zusammen gegangen wären. Als sich die Suhler entschieden haben – ganz selbstbewusst –, „wir
wollen an unserer Kreisfreiheit festhalten, sehen aber, dass wir Hilfe vom Land brauchen, damit wir aufga-
bengerecht ausfinanziert sind“, da haben Sie nicht nur die 40 Millionen Euro wieder eingesackt, sondern
gleichzeitig noch beim Haushalt der Stadt Suhl, bei der Genehmigung jede Menge Auflagen erteilt und die
Stadt Suhl ans Gängelband genommen. 

(Beifall AfD)

Ich glaube, so geht kommunales Selbstvertrauen und Zutrauen nicht, das muss besser werden. 

(Beifall CDU)

Sie müssen der kommunalen Ebene mehr vertrauen und nicht bestimmen, was auf kommunaler Ebene pas-
sieren soll. 

(Beifall AfD)

Wissen Sie, diesen Geist kann man auch im Gesetzentwurf von Rot-Rot-Grün sehen. Es macht einen Unter-
schied, ob ich den Kommunalverantwortlichen vor Ort zutraue, dass sie im Rahmen ihrer kommunalen
Selbstverwaltungsaufgabe wissen, was sie im Gemeinderat, im Kreistag und im Stadtrat beschließen an In-
vestitionen in Gemeinsamkeit für die Region oder ob man ihnen das als Landesgesetzgeber auch noch vor-
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schreibt, und dann auch noch ins Gesetz schreibt, sie müssen das alles abrechnen. Wer die Investitionsmit-
tel nicht adäquat nach Willen des Landesgesetzgebers ausgibt, der soll sie auch noch zurückzahlen. Prak-
tisch heißt das doch Folgendes: Ich stelle der Kommune eine Investitionspauschale zur Verfügung, dann ge-
ben wir die aus und dann passt das dem Land nicht. Ausgegeben ist es, aber dann sollen sie es zurückzah-
len. Und dann wollen Sie uns erzählen, dass sie mit dem Gesetzentwurf die kommunale Finanzausstattung
besser machen? Mit diesem Misstrauen machen Sie es nicht besser. Mit diesem Misstrauen machen Sie es
schlechter, und darüber müssen wir im Ausschuss reden. 

(Beifall CDU, FDP)

Wissen Sie, es ist wichtig, wenn wir das – ich hoffe, ich gehe auch davon aus, weil ich gerade den Eindruck
bei Ihrer Rede hatte, dass Sie sehen, dass wir über diese Investitionsfragen hinaus zur Reform des KFA
kommen müssen, dann müssen wir wirklich die Zeithorizonte – auch wenn beantragt wurde, das heute ge-
meinsam zu beraten – auch noch mal auseinanderdividieren. Es macht Sinn, wie das Dirk Bergner gesagt
hat, diesen Gesetzentwurf, den wir beide Fraktionen eingereicht haben, zügig auf den Weg zu bringen, weil
das Haushaltsjahr schon läuft und jetzt in den Tagen in den zweiten Monat geht. 

(Beifall CDU, FDP)

Die Frage Ihres Gesetzentwurfs macht Sinn mit Blick auf die Haushaltsberatungen die kommen werden,
nicht aus den Augen zu verlieren und vorher zu beschließen, weil sie vollkommen richtig sind – dass es auch
Sinn macht, über die Wahlperiode hinweg eine Perspektive zu geben und damit Verlässlichkeit zu schaffen.
Da bin ich sehr bei Ihnen. Aber wir müssen auch schauen, dass, wenn wir die Reform des kommunalen Fi-
nanzausgleichsgesetzes angehen, dass wir eins nicht machen können: dass wir vorher alle aus der Rückla-
ge des Landes, die zwar reichlich, aber in der Summe doch irgendwo endlich ist, nicht alles vorher raussam-
meln können und dann für die eigentliche Reform, die langfristig tragfähig sein muss, kein Geld mehr zur
Verfügung haben. Deswegen müssen wir die Frage der langfristigen Investitionspauschale,

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Aber weil sie langfristig gelten, können sie eben nicht aus der
Rücklage finanziert werden!)

die Sie ja in der Summe mit weiteren 400 Millionen Euro aus der Entnahmerücklage definieren – das ist ja
der Vorschlag im Gesetzentwurf –, sachgerecht, aber auch schauen müssen, was kostet uns vielleicht eine
Reform des Kommunalen Finanzausgleiches, wenn wir die kreisfreien Städte adäquat ausstatten? Wenn wir
die Kürzungen bei den Hauptansatzstaffeln für die kleinen Gemeinden rückgängig machen? Wenn wir
schauen müssen, sind die Landkreise so ausfinanziert, dass sie ihre Sozialausgaben, die gesetzlich auf sie
zugerollt sind, auch finanzieren können. Wir haben ja gelernt – und wir als Kommunalpolitiker erleben das
jedes Jahr in unseren Haushaltsberatungen –, dass wir mittlerweile weit über 60 Prozent in diesem Etat im
Einzelplan 04 in den kommunalen Haushalten dafür ausgeben und uns ganz schön die Luft abgeschnürt ist,
um noch unsere Aufgaben zu finanzieren. Wenn ich das auch sachgerecht durchfinanziere, dann muss ich
das irgendwoher nehmen und im Zweifelsfalle auch aus der Rücklage finanzieren.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Wie oft denn?)

Deswegen muss man das zusammen betrachten und muss die Schritte sehen, dass man auch die Reform
des Kommunalen Finanzausgleichs nicht nach weiteren Investitionspauschalen behandelt, sondern mindes-
tens im gleichen Atemzug bespricht. Das muss sich dieser Landtag vornehmen, in dieser Reihenfolge. Jetzt
schnell helfen aus den Überschüssen 2019 und dann die Reformschritte angehen. Wenn wir das beides in
diesem Jahr auf den Weg bringen, dann haben wir unsere Aufgabe so erfüllt, dass Kommunalpolitiker in die-
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sem Land wissen, sie werden wertgeschätzt, ihr Ehrenamt wird anerkannt und wir unterstützen sie bei ihrer
Arbeit vor Ort, für ihre Dörfer, für ihre Städte und für ihre Landkreise. Vielen Dank.

(Beifall CDU, FDP)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen Dank, Herr Mohring. Als Nächstes hat Abgeordneter Sascha Bilay für die Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordneter Bilay, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich finde es schon erstaunlich, dass in der Debatte der Frak-
tionsvorsitzende der CDU jetzt an das Rednerpult treten musste, weil offensichtlich der kommunalpolitische
Sprecher Herr Walk nicht mehr in der Lage ist, die Debatte führen zu können. 

(Unruhe CDU)

Herr Walk, ganz ruhig, ich habe eben erst angefangen.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Herr Mohring, Ihr Redetalent ist ja durchaus auszeichnungswürdig und durchaus talentiert, aber Sie haben
es eben nicht vermocht, die inhaltlichen Fehler von Herrn Walk wieder geradezurücken. 

Ich will mal auf ein paar Punkte eingehen. Wir haben ein paar Zielvorgaben, ein paar politische Zielvorgaben
in unserem Gesetzentwurf hineinformuliert, wo wir einen politischen Gestaltungsanspruch deutlich machen,
wo wir davon überzeugt sind, das sind die Herausforderungen und Zukunftsaufgaben, wo die Kommunen in-
vestieren sollen, eingeschränkt auch noch durch das Wörtchen „insbesondere“. Jetzt frage ich Sie mal ehr-
lich, welcher Kommunalpolitiker vor Ort etwas gegen weitere Investitionen in die Zukunftsaufgabe Bildung
haben soll. Dahinter wird sich jeder Bürgermeister versammeln können, weil jeder Bürgermeister einen Kin-
dergarten bei sich in der Gemeinde hat. Das ist jetzt eine Bildungsaufgabe. Jeder Landrat wird sich hinter
dieser Bildungsaufgabe versammeln können, weil jeder Landrat auch Schulen hat und das Geld da immer
gut angelegt ist. 

Unter die Frage der Mobilität können Sie so viel fassen. Sie können in den Dörfern Radwege bauen, Sie
können Fußwege bauen, Sie können damit Elektrobusse anschaffen. Es ist also sehr breit gefächert. Wo Sie
da eine unzulässige Einschränkung sehen, kann ich nicht erkennen. Wir haben dort einen politischen Ge-
staltungsanspruch und wollen das auch in dieser Aufzählung deutlich machen. 

Herr Walk, Sie müssen sich mal entscheiden, was Sie wollen. Sie diskutieren ein zusätzliches Investitions-
hilfsprogramm, nennen das auch noch so, schreiben das sogar noch in die Überschrift in den Paragrafen
und schreiben, dass es für Investitionen sein soll. Dann stellen Sie sich hin und sagen, die Kommunen sollen
damit ihre Verwaltungshaushalte ausgleichen.

(Zwischenruf Abg. Walk, CDU: Da müssen Sie genau zuhören!)

Ich habe Ihnen sehr genau zugehört und habe festgestellt, dass Sie offensichtlich das System der Kommu-
nalhaushalte noch immer nicht verstanden haben. Sie haben die Materie einfach nicht verstanden. Dabei
bleibe ich.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Malsch, CDU: Das sagt einer, der …)
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Ich empfehle Ihnen einfach einen Blick in die entsprechende Rechtsgrundlage. In der Gemeindehaushalts-
verordnung steht ganz am Anfang in § 1 Abs. 1 die entsprechende Definition, was unter Vermögenshaushalt
zu verstehen ist. 

Ich will mal deutlich machen, da Sie immer wieder behaupten, dass wir oder Rot-Rot-Grün in den letzten
Jahren das Geld für die Kommunen gekürzt hätten: Die Evaluierung des Finanzbedarfs der Kommunen hat
ergeben, dass der errechnete Bedarf 300 Millionen Euro weniger wäre, als das, was Rot-Rot-Grün am Ende
im Gesetz beschlossen hat. Die Koalition hat also 300 Millionen Euro über den Bedarf obendrauf gelegt. Wie
Sie da zu einer Kürzung kommen können, kann ich nicht erkennen. Wenn Sie, Herr Mohring, hier wieder Äp-
fel mit Birnen vergleichen, ist das einfach unredlich. Sie können nicht einmal die Schlüsselmasse nehmen
und da Sonderprogramme außerhalb des Finanzausgleichs obendrauf addieren und auf der anderen Seite
nur die reinen Schlüsselzuweisungen betrachten. Das führt natürlich zu Verwerfungen, das sind Zahlen, die
überhaupt nicht miteinander vergleichbar sind. Sie müssen sich mal entscheiden, was Sie zur Datengrundla-
ge nehmen wollen. 

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Ich habe von der Ausgleichsmasse gesprochen!)

Wenn Sie, Herr Walk, das jetzige System der Bedarfsermittlung im Kommunalen Finanzausgleich kritisieren
– das war vor Ihrer Zeit, das können Sie nicht wissen: Es gab 2005 ein Urteil vom Verfassungsgericht, das
hat klar gemacht, dass das damalige System der Finanzzuweisung verfassungswidrig ist. Und da war es Ihr
Finanzminister, Dr. Voß aus Sachsen, der dann hier in Thüringen Finanzminister von der CDU gewesen ist,
der das System auf den Weg gebracht hat mit Blick auf das Urteil von 2005, das heute in wesentlichen Tei-
len noch immer Bestand hat. Also schieben Sie uns da nicht den Schwarzen Peter in die Schuhe, sondern
gucken Sie einfach mal in Ihre eigenen Parteireihen!

Ich will auch noch mal deutlich machen, wo die Koalition in den letzten fünf Jahren deutlich nachgebessert
hat. Der Soziallastenansatz im Finanzausgleich ist von 8 auf 14 – das ist die Einwohnergröße – erhöht wor-
den. Der Kinderansatz ist von 4,5 auf 6,7 erhöht worden. Es wurde ein Sonderlastenausgleich für Kurorte
geschaffen, 10 Millionen Euro jedes Jahr. Es wurde eine Klausel eingeführt, Sonderzuweisung Demografie,
wirkt allerdings erst 2022, mit der besondere Härten abgemildert werden sollen. Und wir haben – da müssen
Sie einfach mal entscheiden, was Sie jetzt sagen oder auch nicht verstanden haben – den Kulturlastenaus-
gleich, der früher außerhalb des KFA gewesen ist, in den KFA integriert. Insofern ist es auch kein Wider-
spruch zu dem, was wir im Koalitionsvertrag vereinbart haben, dass wir Sonderprogramme oder Sonderzu-
weisungen außerhalb des Kommunalen Finanzausgleichs zurücktreten lassen wollen, sondern das ist genau
im Einklang mit der bisherigen Politik. 

Zusätzlich zu den ganzen Mitteln, die ich jetzt eben aufgeführt habe, hat Rot-Rot-Grün in den letzten Jahren
200 Millionen für freiwillige Gemeindefusionen und für die Rückkreisung von Eisenach in den Wartburgkreis
noch mal 48 Millionen oben draufgelegt. Wie Sie bei der Aufsummierung dieser ganzen Zahlen weiterhin zu
der Auffassung kommen, Rot-Rot-Grün hätte in den letzten Jahren bei dem Finanzausgleich oder bei den
Zuweisungen an die Kommunen gekürzt, das erschließt sich mir nach wie vor nicht. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist alles ein Beleg dafür, dass Rot-Rot-Grün den Kommunen in den letzten Jahren massiv Geld bereit-
gestellt hat. Wenn Sie einzelne Zahlen, Herr Bergner, vorgetragen haben – ich habe von 1,2 Milliarden mehr
in den Kommunen gesprochen, also eigene Steuereinnahmen und Zuweisungen des Landes an die kommu-
nale Ebene. Das ist natürlich in der Gesamtbetrachtung für die gesamte kommunale Familie. Da gestehe ich
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ein, das kommunale Leben ist höchst ausdifferenziert, da gibt es Kommunen, denen geht es extrem gut, die
kriegen auch keine Schlüsselzuweisungen und die sind teilweise abundant, die zahlen in das System ein.
Aber Ihr Vorschlag sieht auch noch vor, dass selbst diese Kommunen zusätzliche Investitionsmittel bekom-
men sollen, bei denen einfach die Frage zu stellen ist, wie hoch tatsächlich deren Bedarfe sind, wenn wir
Kommunen haben, die Bürgerstiftungen bilden, weil sie nicht mehr wissen, wohin mit ihrem Geld, dann ist
doch wirklich die Frage zu stellen, ob da diese Gleichmacherei tatsächlich sinnvoll ist. Und es gibt – darauf
haben Sie hingewiesen, Herr Bergner, das ist zweifellos so – viele Gemeinden und Städte, insbesondere
kleinere, aber auch kreisfreie Städte, die offensichtlich Finanzprobleme haben. Das liegt aber an der Struktur
der kommunalen Ebene. Da müssten wir Strukturveränderungen diskutieren und am Ende durchsetzen, um
diese Verwerfungen aufzuheben. Diese Probleme werden wir aber nicht dauerhaft mit noch mehr Geld über-
decken. 

Und, Herr Bergner, noch ein paar Zahlen zu Hohenleuben: Sie haben recht, ich habe nachgeguckt, das Lan-
desamt für Statistik ist sehr aussagekräftig und ein schönes Instrument – Schlüsselzuweisungen von Hohen-
leuben: Ich habe jetzt mal die Zahlen 2015 mit 2020 verglichen, ich glaube, Sie hatten 2018, aber ich habe
mich auf 2015 beschränkt. Bitte? 

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: 2014!)

2014. Ich habe 2015 genommen, weil das das Jahr war, in dem Hohenleuben den höchsten Betrag an
Schlüsselzuweisungen bekommen hat, das waren damals 550.000 Euro in etwa. Sie haben recht, die
Schlüsselzuweisungen in diesem Jahr 2020 sind nur 450.000 Euro, also 100.000 weniger, macht also
81 Prozent dessen aus, was Sie 2015 bekommen haben. Aber Sie müssen zur Ehrlichkeit auch dazu sagen,
dass ganz einfach Ihre Steuerkraftmesszahl gestiegen ist. Die lag damals 2015 bei 455.000 und liegt jetzt
bei 628.000, das sind also 138 Prozent dessen, was Sie 2015 hatten. Da ist einfach das System des Finanz-
ausgleichs. Übrigens ist die Bedarfsmesszahl gleich geblieben, also Ihr ermittelter Bedarf, was Sie an Aufga-
benerfüllung haben, ist von 1,1 auf 1,2 Millionen gestiegen, also nahezu unverändert. Wenn Sie also bei ei-
nem gleichbleibenden Bedarf höhere eigene Steuereinnahmen haben, dann ist es doch nur nachvollziehbar
– das ist eine einfache Mathematik und Rechnung –, dass im Gegenzug die Schlüsselzuweisungen sinken
müssen. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da können Sie sich nicht hinstellen und das als eine Ungerechtigkeit des Landes hier verkaufen wollen, dass
man willfährig bei Ihnen gekürzt hätte, sondern es liegt einfach daran, dass Ihre eigene Steuereinnahmeba-
sis gestiegen ist, Ihre Leistungskraft gestiegen ist. Vielen Dank. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen Dank, Herr Bilay. Als Nächster hat Abgeordneter Matthias Hey für die SPD-Fraktion das Wort. 

Abgeordneter Hey SPD:

Frau Präsidentin, vielen Dank. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Mohring, Sie haben eben in
Ihrer Rede dargestellt, dass es einen Zusammenhang zwischen Stärkung der Kommunen im Bereich investi-
ver Mittel, aber natürlich auch dem Kommunalen Finanzausgleich gibt. Ich unterschreibe das mit Edding.
Diese Debatte wollten wir aber mit unseren heutigen beiden Gesetzentwürfen, glaube ich, gar nicht aufma-
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chen. Aber okay, Sie haben es mir noch mal gesagt. Was mich wirklich ein wenig in Feuer gebracht hat, ist,
dass Sie sagen, es gibt bei uns diesen § 4, Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung. Da sagen
Sie: Na ja, da steht wieder, für die und die Zwecke gilt die ausgereichte Mittelverwendung und wenn die nicht
nachgewiesen wird, dann müssen sie zurückzahlen, und das wäre gegenüber der kommunalen Familie eine
Art von Misstrauensnachweis. Ich sage Ihnen eines: Ihr Gesetzentwurf sattelt auf das Thüringer Gesetz zur
Sicherung der kommunalen Haushalte vom 27. Februar 2014 auf. Da haben Sie einen § 6a mit den Investiti-
onspauschalen einbringen wollen. Das ist Ihr Gesetzentwurf im Großen und Ganzen. 

In diesem alten Gesetz von 2014 gibt es einen § 8 und da steht drin, dass die Kommunen diese Mittel
zweckentsprechend zu verwenden haben und wenn das nicht der Fall ist, dann müssen sie sie eben zurück-
zahlen. Und wenn Sie diesen Gesetzentwurf quasi in das Alte reinbringen, dann haben Sie genau dasselbe
Misstrauen, das insoweit gar nicht besteht, hier vorn am Pult zum Ausdruck gebracht, wie das, was Sie mir
oder uns vorwerfen. Das, finde ich schon, ist nicht sehr redlich. Das ist das eine. 

Das andere ist – das wissen Sie auch –: In der LHO steht immer drin, dass, wenn der Geldgeber Mittel aus-
reicht, er eigentlich immer auf die zweckentsprechende Verwendung achten muss und dass die Gelder im-
mer zurückgezahlt werden. Das hat damit gar nichts zu tun. Wir wollen den Kommunen nicht in irgendeiner
Form eine Vorschrift machen. Noch mal: Einmalig 500 Millionen, eine halbe Milliarde, Euro für ein halbes
Jahrzehnt für beste Planungssicherheit – das ist es doch, was uns beide verbindet und was wir versuchen
müssen, nach vorn zu bringen. 

Da will ich Ihnen auch noch eines sagen – vielleicht nicht unbedingt Ihnen, Herr Mohring, ich will gar nicht so
scharf reagieren, aber das hat mich bei Herrn Walk vorhin auch so ein bisschen mit … Oder doch, Herr
Mohring, Sie haben vorhin gesagt: Die Frage, wie sich beispielsweise Kommunen, die heute noch kreisfrei
sind, haushalterisch aufstellen können, dass es ein Problem ist, in der Kreisstruktur in irgendeiner Art und
Weise da voranzukommen. Sie haben Suhl gebracht, wir könnten auch Eisenach bringen, die haben es jetzt
auf einem anderen Weg gemacht, wird ja nächstes Jahr hoffentlich dann auch mal Butter bei die Fische ge-
tan. Aber dann sage ich Ihnen eines: Als wir hier in diesem Plenarsaal vor wenigen Jahren noch über Kreis-
strukturen und sinnvolle Kreisstrukturen gesprochen haben und die Frage, wie man das alles ausfinanzieren
kann, da haben Sie im ganzen Land Klatschpappen verteilt. Ich habe eine davon noch aufgehoben. Das ist
das eine. 

Das andere: Sie sagen, wir müssen auch immer die Rücklage im Kopf behalten und wenn wir jetzt die Millio-
nen ausschenken – da bin ich ja auch ganz bei Ihnen und das stimmt ja auch –, müssen wir immer daran
denken, dass die Rücklage endlich ist. Dieses Ansinnen hätte ich gern mal bei Ihrem Vorschlag gehört, als
Sie noch vor wenigen Monaten hier gestanden und gesagt haben: Alle Straßenausbaubeiträge werden zu-
rückgezahlt. Da spielte die Rücklage keine Rolle. Auch das ist eine Sache, da wundere ich mich immer. Aber
so what, alles zur Seite geschoben, weil wir im Ausschuss miteinander debattieren wollen. 

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Da hat er ja auch noch erzählt, dass die Rücklage geplündert
worden ist!)

Jetzt sage ich aber auch noch eines ganz deutlich, wenn ich einen Brief schreibe und eine Antwort zurück-
bekomme unter dem Motto, wir reden mit Ihnen nicht darüber, und hier vorne höre, aber in den Ausschüssen
tun wir es, dann sage ich Ihnen eines: Diese Ausschüsse und dieser Plenarsaal sind dafür da, dass wir da-
rüber reden. Das ist nicht nur verdammte Pflicht und Schuldigkeit, sondern das sind Gremien, die dafür ge-
schaffen wurden. Das ist kein besonders nettes Angebot, sich hier vorn hinzustellen und zu sagen: Da reden
wir im Übrigen mal über eine halbe Milliarde Euro in den Ausschüssen mit Ihnen. Was ich wollte, war, da-
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rüber hinausgehend einfach die Tatsachen untereinander zu klären, wie schnell, wie effektiv und wie zeitlich
am schnellstmöglichen wir zu diesen 568 Millionen Euro für die kommunale Familie kommen, und da kriege
ich eine Absage. Und da sage ich auch deutlich, das finde ich schwierig. 

Ich finde auch eines noch schwierig: All die netten Angebote, dass gesagt wird, es ist ja gut, dass wir da-
rüber reden, hätte ich gern bei der Debatte zur Verabschiedung der Tagesordnung gestern auch mal ver-
nommen. Das muss man mal auf Lunge rauchen: Da wurde beantragt, dass Ihr Antrag von CDU und FDP
gemeinsam mit dem TOP 5, nämlich unserem Antrag, behandelt wird. Da haben Sie nicht etwa dafürge-
stimmt, da haben Sie sich enthalten. Sie waren insoweit sogar dagegen, dass wir diese beiden Punkte ge-
meinsam hier besprechen. Da will ich jetzt wirklich mal infrage stellen oder zumindest unter Beweis

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Herr Hey, Sie müssen jetzt zum Schluss kommen. Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Hey, SPD:

– ja – gestellt haben auch im Ausschuss, wie viel uns die kommunale Familie Wert ist. Ich lade Sie nach wie
vor herzlich ein, das bei Heißgetränken und Nougat mit mir zu bereden. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Vielleicht mag er einfach keinen Nougat, Matthias!)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank. Es gibt eine weitere Wortmeldung aus den Reihen der Abgeordneten. Herr Bergner,
Sie haben noch 4 Minuten und 40 Sekunden.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin, ich werde auch die Zeit nicht ausschöpfen. Aber erst mal ein Wort vornweg:
Herr Kollege Bilay, die Art und Weise, wie Sie hier versucht haben, einen Kollegen verächtlich zu machen,
die fand ich schon unterirdisch, das habe ich so überhaupt noch nicht erlebt.

(Beifall AfD, CDU, FDP)

Ich finde es im Gegenteil sehr schön und auch sehr gut, dass sich die Fraktionsvorsitzenden bei uns ganz
klar hinter das Thema „Kommunalfinanzen“ stellen, und das wird auch so bleiben. Danke schön.

Ein Wort zu den 1,2 Milliarden Euro mehr. Da gilt das alte Wort: Die Kuh ersoff in einem durchschnittlich ei-
nen Meter tiefen Teich. Das werden wir in den Ausschüssen dann auch noch mal etwas genauer erörtern.
Aber ich will auch etwas sagen zu den abundanten Gemeinden. Für alle, die es nicht wissen: Das sind also
die Gemeinden, denen man nachsagt, dass ihr eigenes Einkommen so auskömmlich wäre, dass sie gefäl-
ligst abzugeben haben. Ich sage es mal ein bisschen salopp. Das Extrembeispiel hatten wir in der 5. Legisla-
turperiode in der Gemeinde Hohenölsen. Weil sie relativ viele Steuern bekam, ist sie als abundante Gemein-
de eingestuft worden und war noch nicht einmal in der Lage, ihre Umlage an den Kreis und ihre Umlage an
die VG zu bezahlen. Also auch das Kriterium der abundanten Gemeinden muss man sich sehr genau an-
schauen, wenn man schaut, welche Stellschraube möglicherweise wie zu stellen ist. Auch das ist in der Aus-
schussdebatte sicherlich sehr interessant.
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Einen Punkt möchte ich auch noch sagen, nämlich zum Thema „Strukturveränderungen“; Sie haben es bis
heute nicht verstanden: Die Zwangseingemeindungen, die Zwangszusammenschlüsse, da hat bis heute nie-
mand nachgewiesen, dass es in irgendeiner Weise finanziell positive Effekte gegeben hätte, und deswegen
wird es auch jetzt nicht besser, wenn Sie es ständig wiederholen.

(Beifall AfD, CDU, FDP)

Ich sehe, meine Redezeit schwindet. Deswegen beeile ich mich, noch einen Punkt zum Thema „Bedarf“ an-
zusprechen, denn das haben Sie auch unterschlagen. Sie haben gesagt, unser Bedarf ist gleich geblieben.
Da sind wir bei dem, was ich vorhin zur Bedarfsermittlung gesagt habe: ja natürlich, weil wir nicht mehr aus-
geben konnten. Aber deswegen ist der Bedarf viel größer als das, was als Bedarf ermittelt wird. Das ist ja
das eigentliche Problem.

Ich möchte Ihnen auch eines sagen: Wenn Sie die Zeit zwischen 2014 oder 2015 – völlig egal – bis heute
vergleichen. Da sind die Baupreise nicht nur verdoppelt, sie sind um ein Deutliches höher geworden. Allein
deswegen ist der Bedarf dort eigentlich schon wesentlich höher als er in der Theorie ausgewiesen wird. Ich
danke Ihnen, meine Damen und Herren.

(Beifall AfD, CDU, FDP)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen Dank, Herr Bergner. Es liegen jetzt tatsächlich keine Wortmeldungen aus den Reihen der Abgeordne-
ten mehr vor. Zu Wort gemeldet hat sich für die Landesregierung Herr Minister Maier.

Maier, geschäftsführender Minister für Inneres und Kommunales:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, liebe Besucherinnen und Besucher,
es gibt schlimmere Tage im Leben eines Kommunalministers als den heutigen und auch die heutige Debatte.
Es gibt gleich zwei Gesetzentwürfe, die darauf abzielen, die kommunalen Finanzen ordentlich zu stärken.
Insofern bin ich in der angenehmen Position, das jetzt vonseiten der Regierungsbank mitzuverfolgen, weil
die Initiative ja aus Ihren Reihen kommt und das macht das nicht schlechter; das finde ich sogar sehr gut.
Denn, liebe Abgeordnete, in unseren Kommunen erleben die Menschen ganz praktisch und direkt die Aus-
wirkungen unserer Entscheidungen in diesem Hohen Haus. Sie merken, ob das notwendige Geld vorhanden
ist für Straßen, Straßenausbau, für Kindergärten, für andere kommunale Infrastrukturen, sonstige Angebote
des täglichen Lebens und in welchem Zustand sie sich befinden.

Ich bin jetzt in der Position, als Innenminister auch der Innenministerkonferenz vorzusitzen. Ich habe sehr
deutlich gesagt, dass mir das Thema „Kommunales“ auch in diesem Zusammenhang von Bedeutung und
wichtig ist, weil es auch direkt mit dem Zustand unserer Demokratie verknüpft ist. Wie gesagt, ich habe eben
ausgeführt, wo die Menschen uns erleben – die Handlungsfähigkeit der Demokratie – und es ist die konkrete
Lebenswirklichkeit in den Kommunen, auch gerade in den kleineren Kommunen. Wir müssen dafür sorgen,
dass kommunale Verantwortungsträgerinnen und ‑träger in der Lage sind, die Alltagssorgen der Menschen
anzugehen in Fragen der Mobilität, der guten Bildung, der Gesundheitsversorgung und insbesondere – ganz
wichtig – auch der Sicherheit; da sprechen wir insbesondere vom Thema „Brandschutz“.

Das alles hat natürlich auch mit Geld zu tun. Wir sind aufgerufen – und das geschieht ja auch –, die Finanz-
ausstattung der Kommunen nachhaltig zu verbessern, damit sie all diese Aufgaben entsprechend wahrneh-
men können. Der erfreuliche Umstand, dass wir jetzt auch in der Lage sind, vonseiten des Landes Finanzen
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zur Verfügung zu stellen, ist Anlass genug, auch zu überlegen, wie wir das tun. Ich habe heute hier eine De-
batte erlebt, die – wie ich fand – auf hohem Niveau stattgefunden hat, weil auch in unseren Reihen viele
Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker vertreten sind, die auch wissen, wovon sie reden. Insofern
finde ich das sehr belebend und auch für mich bereichernd, dass hier mitzumachen. Auch ich bin Kommu-
nalpolitiker in einer kleinen Stadt.

Deswegen möchte ich auch noch mal auf Sie eingehen, Herr Bergner, denn Sie haben einige Themen ange-
rissen, auf die ich auch im Sinne einer sachlichen Debatte schon noch mal zurückkommen möchte. Natürlich
wurde jetzt auch vereinzelt immer am Kommunalen Finanzausgleich Kritik geübt. Ich habe, als ich ins Amt
kam, auch bei der Versammlung des Gemeinde- und Städtebundes das Wort gesagt oder den Begriff ge-
prägt: Das ist ein bürokratisches Monster. Je tiefer ich eingestiegen bin, desto mehr bin ich allerdings der
Auffassung, dass der KFA nicht komplett abgeschafft gehört. Nein, im Gegenteil, er funktioniert relativ gut,
aber er ist wie jedes Instrument auch immer mal wartungsbedürftig und das müssen wir jetzt angehen. Sie
haben von dieser Abwärtsspirale gesprochen, dass die Bedarfe anhand der Vorjahreszahlen ermittelt wer-
den. Auch da habe ich den Verdacht geäußert, dass das eine Abwärtsspirale ist, die dazu führt, dass die
Kommunen quasi kaputtgespart werden. Aber wir haben jetzt valide Zahlen, dass es eben nicht so ist. Bei
der Bedarfsermittlung in den letzten Jahren hat dieser Effekt eben nicht gegriffen, sondern – im Gegenteil –
die Bedarfe, die auch im Kommunalen Finanzausgleich dann eine Rolle spielen, sind gewachsen. Das
macht deutlich, dass das Instrument schon funktioniert, aber – wie gesagt – an bestimmten Stellen auch ver-
besserungswürdig ist.

Sie haben auch vom Investitionsstau gesprochen. Und Sie sind ja ein Mann des Faches – Bauingenieur –.
Ja, es gibt einen Investitionsstau, der ist ganz offensichtlich, man muss nur durchs Land fahren, man sieht
es. Aber ich glaube, die Zusammenhänge sind an dieser Stelle ein bisschen komplizierter, warum es nicht
gelungen ist, den abzubauen. Übrigens, ganz aktuelle Zahlen deuten darauf hin, dass wir auf dem Weg sind,
ihn abzubauen. Denn in den letzten zwei Jahren sind die Investitionen der Kommunen um 25 Prozent gestie-
gen und das ist doch mal eine gute Botschaft. Das hat natürlich auch etwas damit zu tun, dass wir in den
letzten fünf Jahren auch Geld zur Verfügung gestellt haben – einerseits über Investitionsprogramme, die
noch nicht so abgerufen wurden, wie ich mir das auch vorstelle, andererseits auch über die Verstetigung der
Finanzausgleichsmasse, 100 Millionen auch für die Schlüsselmasse. So haben wir das beschlossen für den
Haushalt 2020. Also eine nachhaltige, in die Zukunft gerichtete kommunale Finanzpolitik, würde ich für mich
behaupten, gibt es schon. Und wenn wir jetzt gemeinsam daran arbeiten, sie zu verbessern, bin ich jederzeit
gern dabei. Aber Sie sprachen auch über – hier ist wieder der Begriff gefallen – „Zwangsfusionen“. Gab es
eine Zwangsfusion?

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Aber die Initiative dazu gab es, Herr Minister!)

(Beifall FDP)

Ja, aber sie hat nicht stattgefunden. Sorry, dass ich das jetzt einfach mal an dieser Stelle so sage. Das är-
gert mich, wenn hier immer wieder so getan wird, als ob es Zwangsfusionen gegeben hat. Wir haben ganz
klar auf Freiwilligkeit gesetzt.

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Wir haben es verhindert!)

Also man muss schon mal die berühmte Kirche im Dorf lassen. Ich habe die FDP jetzt im letzten Landtag
nicht wahrgenommen. 
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Aber es geht mir jetzt nicht darum. Ich will jetzt nicht aufs hohe Ross steigen, sondern was ich eigentlich
sagen will, ist, dass wir Folgendes brauchen: Wir brauchen auch effiziente Strukturen. Das hat nun mal was
damit zu tun, dass wir auch Verwaltungseinheiten schaffen müssten, die dazu in der Lage sind – sage ich
mal –, auch komplexe Bauvorhaben zu begleiten. Wir alle wissen ja, wie es ist. Bauen ist nicht einfacher
geworden, bauen ist eine Herausforderung, weil tatsächlich – und da gebe ich Ihnen auch recht – die Büro-
kratie auch zugenommen hat, aus verschiedenen Gründen und die sind gar nicht so sehr in diesem Haus zu
suchen, sondern auf den höheren Ebenen. Und da bin ich gerne mit dabei, auch dafür zu kämpfen, dass wir
Bürokratie reduzieren.

Ein weiteres Märchen, was hier erzählt wurde, ist, dass wir die Hauptansatzstaffel für die kleinen Kommunen
verschlechtert haben. Das stimmt einfach nicht.

(Zwischenruf Abg. Henkel, CDU: Das stimmt, aber klar!)

Das haben wir nicht. Wir haben das ausgeglichen. Jedes Mal haben wir 10 Millionen Euro wieder reingege-
ben in das System, um auch den Kommunen – Ihr Argument war ja immer, wir wollten von hinten durch die
kalte Küche mit finanziellem Druck dort Zwang ausüben. Das ist einfach Quatsch. Die Hauptansatzstaffel
wurde von uns regelmäßig so angepasst, dass die Kommunen, die kleinen Kommunen auch so gestellt wur-
den wie zuvor.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage vom Abgeordneten Henkel?

Maier, geschäftsführender Minister für Inneres und Kommunales:

Gern.

Abgeordneter Henkel, CDU:

Ich habe die Frage, Herr Minister: Also Sie widersprechen jetzt oder Sie sagen, die Hauptansatzstaffel ist
definitiv nicht geändert worden? Das habe ich jetzt so entnommen. Ich kenne es aus 13 Jahren Erfahrung
als Bürgermeister, dass im letzten KFA die Änderung an der Hauptansatzstaffel vorgenommen wurde. Es
gab da lediglich einen Ausgleich für die kleineren Gemeinden, aber die Hauptansatzstaffel ist nach meinem
Dafürhalten definitiv geändert.

Maier, geschäftsführender Minister für Inneres und Kommunales:

Ja, Sie haben natürlich recht, sie ist geändert worden, aber wir haben die kleinen Kommunen kompensiert,
sodass sie nicht schlechter gestellt wurden. Das habe ich damit gemeint. Abschließend auch noch mal zum
Thema „Suhl“. Was ich wirklich sehr bedauerlich finde, dass das nicht funktioniert hat, dass das nicht ge-
klappt hat. Das kann ja noch mal funktionieren, aber wir können jetzt natürlich nicht hingehen und dann Suhl
– wie soll ich sagen? –, die müssen jetzt allein weiter existieren. Die müssen allein schauen, wie sie klarkom-
men und das wird nicht einfach. Da können wir natürlich vonseiten der Kommunalaufsicht nicht so tun, als
wären sie doch fusioniert und würden das im Grunde so handhaben können. Wir müssen dafür Sorge tra-
gen, dass Suhl jetzt erst mal auf mittlere Frist existieren kann und das wird nicht einfach werden für diese
Stadt, weil die Herausforderungen einfach so sind. Die Lasten, die dort zu tragen sind, die sind erheblich,
insofern sind wir jederzeit bereit und ich spreche regelmäßig mit dem Oberbürgermeister von Suhl, was wir
tun können, damit es auch Suhl allein oder eben im größeren Zusammenhang auch in Zukunft, auch was die
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kommunalen Finanzen angeht, besser geht als es heute bereits der Fall ist. In diesem Sinne freue ich mich
auch auf die Debatte in den Ausschüssen oder im Innenausschuss und denke, wir kriegen da was Gutes hin
und danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen Dank, Herr Innenminister. Es liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor. Es wurde Ausschuss-
überweisung beantragt. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und der FDP. Hier
wurde die Überweisung an den Innen- und Kommunalausschuss und an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss beantragt. 

Ich würde zunächst über die Überweisung an den Innen- und Kommunalausschuss abstimmen lassen. Wer
dieser zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Zustimmung aus allen Fraktionen. Gibt es Gegenstim-
men? Das ist nicht der Fall. Stimmenthaltungen? Das ist auch nicht der Fall. Dann ist diese Ausschussüber-
weisung so angenommen.

Weiterhin wurde beantragt, diesen Gesetzentwurf an den Haushalts- und Finanzausschuss zu überweisen.
Wer dem zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind ebenfalls die Stimmen aus allen Frak-
tionen. Gibt es Gegenstimmen? Das ist nicht der Fall. Stimmenthaltungen? Auch nicht. Damit ist auch diese
Ausschussüberweisung einstimmig bestätigt. 

Jetzt geht es um die Federführung. Ich nehme an, der Innen- und Kommunalausschuss soll federführend
sein, richtig? Dann lasse ich darüber abstimmen. Wer der Federführung im Innen- und Kommunalausschuss
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind wiederum die Stimmen aus allen Fraktionen. Gibt es
Gegenstimmen? Das ist nicht der Fall. Stimmenthaltungen? Auch nicht. Damit ist auch die Federführung ein-
stimmig bestätigt.

Jetzt kommen wir zur Abstimmung zum Gesetzentwurf der Fraktionen Die Linke, der SPD und Bündnis
90/Die Grünen. Auch hier wurde Ausschussüberweisung an den Innen- und Kommunalausschuss sowie an
den Haushalts- und Finanzausschuss beantragt. 

Ich lasse zunächst über die Überweisung an den Innen- und Kommunalausschuss abstimmen. Wer hier zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind ebenfalls die Stimmen aus allen Fraktionen. Gibt es Ge-
genstimmen? Das ist nicht der Fall. Stimmenthaltungen? Auch nicht. Dann ist diese Ausschussüberweisung
ebenfalls einstimmig bestätigt. 

Wir kommen zum Antrag auf Überweisung an den Haushalts- und Finanzausschuss. Wer hier zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stimmen aus allen Fraktionen. Gibt es Gegenstim-
men? Das ist nicht der Fall. Stimmenthaltungen? Ist auch nicht der Fall. Dann ist auch hier die Ausschuss-
überweisung einstimmig bestätigt. 

Jetzt müssen wir uns auch hier noch um die Federführung kümmern. Ich nehme an, ebenfalls im Innen- und
Kommunalausschuss, der hier vorgeschlagen wird. Da bitte ich wiederum um Zustimmung, wer zustimmen
möchte. Das sind Handzeichen aus allen Fraktionen. Vielen herzlichen Dank. Gibt es Gegenstimmen? Nicht.
Stimmenthaltungen? Auch nicht. Dann ist auch hier die Federführung einstimmig festgelegt. Vielen herz-
lichen Dank und ich beende diesen Tagesordnungspunkt.
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